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Abréviations

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement
VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

OSZE Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

EU Européische Union

SGG Schweizerische Gemeinnutzige Gesellschaft

EGMR Europaischer Gerichtshof flir Menschenrechte

SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Férderung der wissenschaftlichen
Forschung

EWR Européischer Wirtschaftsraum

DEZA Direktion fur Entwicklung und Zusammenarbeit

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

EO Erwerbsersatzordnung

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

EDA Eidgendssisches Departement fur auswartige Angelegenheiten

ETHL Eidgendssische Technische Hochschule Lausanne

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

FZA Personenfreizligigkeitsabkommen

WEKO Wettbewerbskommission

Gesda Geneva Science and Diplomacy Anticipator

DFF Département fédéral des finances

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe

UE Union européenne

SSUP Société suisse d'utilité publique

CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique

EEE I'Espace économique européen

bDC Direction du développement et de la coopération

LAMal Loi fédérale sur 'assurance-maladie

APG allocations pour perte de gain

uss Union syndicale suisse

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

EPFL Ecole polytechnique fédérale de Lausanne

SSP syndicats des Services publics

ALCP Accord de libre circulation des personnes

coMco Commission de la concurrence

Gesda Geneva Science and Diplomacy Anticipator
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DEBAT PUBLIC
DATE: 01.08.2014
MARC BUHLMANN

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Problémes politiques fondamentaux
Identité nationale

Auch 2014 war die direkte Demokratie Ausldéserin fur Gedanken und Polemik zur
nationalen Kohéasion. Allen voran das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative sorgte flr
zahlreiche Reaktionen. So wurde etwa der sich bei der Abstimmung zeigende
Sprachgraben kurz nach dem Urnengang vom ehemaligen SVP-Bundesrat Christoph
Blocher mit einem ,schwacheren Bewusstsein der Welschen fur die Schweiz™ erklart.
Diese in einem Interview mit der BaZ gemachte Aussage sorgte auf beiden Seiten der
Saane fur teilweise harsche Reaktionen. Klinstlerisch wurde die Aussage vom Maison du
dessin de presse in Morge verarbeitet, wo eine Ausstellung mit dem Titel .Les Romands
sont-ils Suisses¢™ mit verschiedenen Karikaturen zum Thema stattfand. Blocher hatte
bereits Anfang Januar - wie bereits vor der EWR-Abstimmung 1992 - Niklaus von Flue
bemuht, der gemahnt haben soll, den Zaun nicht zu weit zu machen. Die sich auf der
Verliererseite breit machende Konsternation verschaffte sich in einigen
Unmutsbekundungen Luft. So demonstrierten Anfang Méarz auf Aufruf eines Blindnisses
von verschiedenen Parteien, Gewerkschaften und Auslanderorganisationen rund 12'000
Personen auf dem Bundesplatz fur eine offene und solidarische Schweiz. Mehrere
Organisationen - ahnlich wie noch 1992 nach dem EWR-Nein - wurden ins Leben
gerufen, so etwa die Aktion Libero, die sich unter anderem fir den Erhalt der
bilateralen Vertrége einsetzen will. Mitte Oktober riefen Uber 100 Persénlichkeiten,
darunter etwa auch die alt-Bundesrdte Pascal Couchepin (fdp, VS) und Micheline
Calmy-Rey (sp, GE) zu einem Uberdenken der negativen Einstellung zur européaischen
Integration der Schweiz auf. Die Weltoffenheit der Schweiz und die guten
wirtschaftlichen Beziehungen zur EU waren zudem héaufiger Gegenstand der
behdrdlichen 1.-August-Reden. Ausnahme bildete Bundesrat Maurer, der Carl Spittelers
»Standpunkt™ als Appell fur die Eigenstandigkeit und Neutralitdt der Schweiz zitierte.
Beklagt wurde im Berichtjahr auch hie und da ein Wandel von der Konkordanz zur
~Diskordanz™: Die noch 2011 mit der Starkung der .neuen™ Mitte einhergehende
Hoffnung auf ein Ende der Polarisierung habe sich zerschlagen, die Regierungsparteien
seien nicht mehr an Kompromissen interessiert und die Stimmbevdlkerung - aufgehetzt
von Brandstiftern - habe auf Fundamentalopposition geschaltet. Die Schweizer Politik
misse wieder zu mehr Verstéandigung zurlckkehren. Bei einer im August
veroffentlichten GfS-Umfrage bei rund 1000 Befragten unterstitzten 75% die
Forderung nach mehr Kompromissbereitschaft, um das politische System zu starken
und zu deblockieren. Fur Diskussionen sorgten die Vorwdurfe der Parteiprasidenten der
SP und der BDP: Martin Landolt (bdp, GL) wie auch Christian Levrat (sp, FR) warfen der
SVP ,faschistoide Tendenzen™ vor. Levrat begrindete dies damit, dass die Volkspartei
die Institutionen verleumde, Volker- und Menschenrechte angreife und das Asylrecht
abschaffen wolle. Auch der Parteiprasident der BDP, Martin Landolt, attackierte die SVP
und warf ihr eine die menschliche Wirde missachtende und heuchlerische Politik vor.
Er frage sich, bis zu welchem Punkt eine Politik ,noch brauner werden™ musse, ,bis alle
merken, dass sie stinkt™. Die als .provozierender Elektroschock™ (Levrat) gedachten
Vorwirfe stiessen auch bei Rechtsextremismus-Experten auf Kritik. Wahrend CVP-
Prasident Darbellay eine gewisse Radikalisierung der SVP nicht abstreiten, dafur aber
keine Vergleiche mit dem Faschismus anstellen wollte, kritisierte der Parteipréasident
der FDP, Philipp Miller (AG), die Debatte als .daneben®. Nicht zu den Vorwirfen
dussern wollte sich SVP-Parteiprasident Toni Brunner (SG). In den Medien wurden die
Vorwlrfe unterschiedlich kommentiert. Wahrend die NZZ etwa darauf hinwies, dass die
politischen Debatten in der Regel sachlich blieben, wurden die Parteichefs im Blick als
Politclowns betitelt. Die Ablehnung der teilweise als Schicksalsabstimmungen
bezeichneten drei Initiativen, die im November zur Abstimmung gelangten - Ecopop-
Initiative, Abschaffung der Pauschalbesteuerung und Goldinitiative - schien zumindest
voribergehend die Diskussionen um den nationalen Zusammenhalt etwas zu
beruhigen. '
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DEBAT PUBLIC
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MARC BUHLMANN

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 30.07.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Die SGG ergriff im Berichtsjahr neue Massnahmen, um der 2015 mittels eines
Wettbewerbs auserkorenen inoffiziellen Nationalhymne weiteren Schub zu verleihen.
So sei der Text nochmals in allen Landessprachen leicht tGberarbeitet worden und es
seien erneut samtliche Veranstalter von 1.-August-Feiern gebeten worden, den
Hymnen-Vorschlag der SGG ins Festprogramm aufzunehmen. Die grosste
Aufmerksamkeit erregte jedoch die Grindung eines Komitees mit vielen prominenten
Beflrworterinnen und Beflrwortern der neuen Hymne. Im 70-kdpfigen Gremium
befanden sich neben Personlichkeiten aus Kultur, Wirtschaft und Sport auch die drei
Alt-Bundesratinnen Ruth Dreifuss, Ruth Metzler und Eveline Widmer-Schlumpf sowie
Alt-Bundesrat Moritz Leuenberger. Der ehemalige SP-Bundesrat Leuenberger gestand
auf der SGG-Webseite, dass er beim Singen der offiziellen Hymne am Schluss oft nur
noch die Lippen bewegt habe, weil er die «schwulstigen Teile» nicht habe auswendig
lernen wollen. Und die ehemalige CVP-Magistratin Ruth Metzler bekannte sich zur
neuen Hymne, weil diese vielsagender sei als die offizielle Landeshymne und der Vielfalt
der Schweiz «ausgezeichnet Rechnung tragt». So habe sie die Hymne der SGG an der
letztjahrigen 1. August-Feier auf dem Ritli mit «grosser Freude und Uberzeugung
gesungen». SGG-Geschaftsfuhrer Lukas Niederberger sagte im St. Galler Tagblatt, dass
es der SGG nicht darum ginge, den neuen Text moglichst rasch zur neuen offiziellen
Hymne zu machen. Vielmehr solle damit eine Diskussion angeregt werden, was eine
Hymne beinhalten sollte und «welche Werte uns heute und morgen leiten sollten>. 2

Anniversaires nationaux

Um der insbesondere von der SVP vereinnahmten, ziemlich ideologisch und anti-
europaisch gepragten Geschichtsdiskussion im Jubildumsjahr entgegenzutreten, plante
die Vereinigung "Die Schweiz in Europa", unterstitzt von der Neuen Helvetischen
Gesellschaft, eine Feier zur ersten Verfassung des modernen Bundesstaates 1848.
Thomas Cottier, einer der Mitorganisatoren, betonte, man wolle einen Kontrapunkt zu
den eher rickwartsgewandten Schlachtenjubilden setzen. Die moderne Schweiz habe
sich im Diskurs mit ihren Nachbarn entwickelt und nicht in Abschottung. Der vorerst auf
dem Bundesplatz geplante Anlass musste jedoch vorab aus finanziellen Grinden
redimensioniert werden und fand dann auf dem Von-Roll-Areal der Universitat Bern
statt. Alt-Bunderéatin Ruth Dreifuss und die emeritierten Professoren Georg Kreis und
Andreas Auer traten als Rednerinnen und Redner auf, die ein Zeichen flr eine
weltoffene Schweiz setzten wollten. Rund 300 Personen nahmen an der Feier teil. ®

Image de la Suisse a I'étranger

Im Februar 2019 hatte der Bund zusammen mit dem Kanton Genf eine Stiftung
gegrindet, «die das Land zukunftstauglich machen soll», wie die NZZ im Juni
berichtete. Die Stiftung mit dem Namen Geneva Science and Diplomacy Anticipator
(Gesda) werde in den néachsten Jahren mit CHF 3 Mio. unterstitzt, damit die Rolle der
Schweiz als Gastland gestérkt werden kdénne. Die Grindung der Stiftung fand im
Zusammenhang mit der Aussenpolitschen Strategie 2020-2023 statt.

Wahrend im Nationalrat im Juni und im Standerat im September letztlich die CHF 111
Mio. zur Umsetzung der Aussenpolitischen Strategie mehrheitlich gutgeheissen wurden,
gab es im Vorfeld Widerstand hinsichtlich der in diesem Betrag enthaltenen CHF 3 Mio.
zur Finanzierung der Stiftung: Bereits im Marz wollten Fabian Molina (sp, ZH, Frage
19.5029) und Samira Marti (sp, BL; Frage 19.5032) in einer parlamentarischen
Fragerunde vom Bundesrat wissen, was denn die konkreten Aufgaben der Gesda seien
und weshalb die Stiftung vorwiegend von Nestlé-Vertretungen prasidiert werde. Die
beiden empfanden es als stérend, dass der ehemalige Nestlé-Chef Peter Brabeck-
Letmathe als Stiftungsprasident und Patrick Aebischer, ehemaliger Verwaltungsrat der
Nestle Health Science SA und ehemals Prasident der EPFL, als Vize-Préasident
vorgesehen waren. Die Stiftung, so die Antwort des Bundesrats, solle die
«gesellschaftlichen Auswirkungen der technologischen und wissenschaftlichen
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts analysieren und Ldsungen vorschlagen», wie
die Gesellschaft damit «in Respektierung der demokratischen Werte und der
Menschenrechte» umgehen kénne. Brabeck-Letmathe und Aebischer seien durch ihre
Erfahrung und ihr internationales Renommee in der Lage, mit der Stiftung die zur
Umsetzung dieser Aufgabe bendtigte «globale Wirkung» zu erzielen.

Molina versuchte dennoch im Juni per Antrag im Nationalrat die CHF 3 Mio. fur die
Stiftung aus dem vorgesehenen Budget zu streichen - erfolglos: 137 Nationalratinnen
und Nationalrate stimmten fir den Antrag der Mehrheit, 51 fir den Minderheitsantrag
Molinas. Den vielen Kritikerinnen und Kritikern sei einerseits durch die
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DEBAT PUBLIC
DATE: 11.02.2017
KARIN FRICK

bekanntgewordene Beteiligung von alt-Bundesratin Micheline Calmy-Rey und SNF-
Prasident Matthias Egger am Projekt, andererseits durch die Legitimierung der Stiftung
durch den Bundesrat in seinem Antwortschreiben an Molina und Marti als
Innovationsplattform unter «Aufsicht der Eidgendssischen Stiftungsaufsicht» der Wind
aus den Segeln genommen worden, wie die NZZ analysierte. Auch Aebischer hatte sich
in einem Beitrag in der Aargauer Zeitung vom Juli trotz der Kritik Molinas zuversichtlich
gezeigt: Genf und die Schweiz als «Verwahrer» der Menschenrechte und Sitz
zahlreicher internationaler Organisationen seien wie geschaffen fir die Gesda. Er sah
die Notwendigkeit der Stiftung indes darin, ein Instrument zu schaffen, welches
Dynamik in die Politik zu bringen und dieser Handlungsmaoglichkeiten aufzuzeigen
vermoge, um rechtzeitig auf rasante zukinftige Entwicklungen beispielsweise in der
Gentechnologie oder den Kryptowéahrungen reagieren zu kénnen. *

Ordre juridique
Droit de cité

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgendssiscnen Rate im  Herbst 2016 einerseits eine Anderung des
Blrgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbiirgerung von Ausldnderinnen und Auslandern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum Uber die Verfassungsanderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der 6ffentlichen Debatte langsam an
Prasenz. Mit Ausnahme der ,Weltwoche", die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihander griff und die Linke bezichtigte, .sich von den vielen
Eingeburgerten viele linke Stimmen™ zu erhoffen, sowie die ,Umwalzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz" beflrrchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrdtin Yvette Estermann (svp, LU); als
geburtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einblrgern lassen,
sprach sie sich im ,Blick™ allerdings fur die erleichterte Einblrgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Beflirworter-Komitee - eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP -, das unterstitzt
von den Alt-Bundesratinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eroffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu fihren, da sich die Wirtschaftsverbande in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform Ill
fristete die Debatte um die erleichterte Einblrgerung somit ein Mauerblimchendasein.

Das laue Luftchen gegen die Vorlage - hauptsachlich Argumente bezlglich
foderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs - wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich - fiir eine von SVP-Exponenten geflihrte
Kampagne nicht ganz untypisch - einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. ,Die kennen
wir doch!®, Ubertitelte der ,Blick™ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet  bereits bei den Kampagnen fir das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung flr das nationale
Verhullungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die 6ffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene Uber die Angemessenheit der Plakate als
jene Uber das inhaltliche Fir und Wider der erleichterten Einbirgerung. Mit dem Motiv
hatten die Gegner das Thema vollig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Auslanderinnen und Ausléndern der dritten Generation hauptsachlich um italienische,
spanische, portugiesische und tilrkische Staatsangehdrige handle, empdrte sich die
Unterstltzerseite. Wahrend Bundesratin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkindete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Auslanderin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
~Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste™ (BZ) derweil auch flr Belustigung, indem
das Sujet in vollig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum gefiihrt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertonten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Wahrend SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als .nicht optimal™ bezeichnete, war es fir Alex Kuprecht (svp, S7) als Beflirworter der
Vorlage schlicht .einige Niveaus zu tief". Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld fur eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
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INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 09.06.2013
MARC BUHLMANN

Bahnhofen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empdérung
abgeebbt war, platscherte der Abstimmungskampf wieder gemachlich vor sich hin.

Mit naher rickendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Standemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Stdndemehr war bereits friheren Bestrebungen zur erleichterten Einblrgerung zum
Verhéngnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zurich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen wdirden, wéhrend die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone - traditionell skeptisch in Auslénderfragen - eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graublnden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einblrgerung der dritten Auslandergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der ,Swing States™ nun ins andere Lager wechseln. °

Institutions et droits populaires
Conseil fédéral

In der Wintersession wahlte die vereinigte Bundesversammlung Ueli Maurer
turnusgemass zum Bundesprasidenten fir das Jahr 2013. Maurer erhielt 148 von 202
gultigen Stimmen. 40 Stimmen entfielen auf Didier Burkhalter, vierzehn auf
Verschiedene; 27 Wahlzettel wurden leer und acht ungultig eingelegt. Die 148 Stimmen
sind im langjahrigen Vergleich wenig: nur sechs Mal in den letzten 90 Jahren gab es
noch weniger Stimmen. Das bisher schlechteste Resultat (106 Stimmen) erzielte
Micheline Calmy-Rey bei ihrem zweiten Prasidium. Im Vorfeld hatte die GP ihre
Unterstitzung verweigert und auch der Fraktionschef der SP, Andy Tschimperlin (SZ),
hatte mehrmals o6ffentlich gedroht, Maurer nicht wahlen zu wollen. Zum
Vizeprasidenten wurde Didier Burkhalter gewahlt. Der FDP-Bundesrat erhielt 205
Stimmen, vierzehn entfielen auch bei ihm auf Diverse, dreizehn wurden leer eingelegt
und acht waren ungultig. Seit 35 Jahren wurde kein besseres Resultat mehr erzielt.
Freilich sind die Stimmen bei den Prasidentschafts- und Vizeprasidentschaftswahlen
lediglich eine Anzeige der Zufriedenheit des Parlaments mit dem entsprechenden
Magistraten. Usanz ist, dass die Funktionen streng nach Anciennitatsprinzip vergeben
werden. °

Die Stimmberechtigten befanden am 9. Juni Uber die Initiative fiir eine Volkswahl des
Bundesrates. Das von der SVP lancierte Volksbegehren verlangte, dass die Schweizer
Regierung nicht mehr von der Vereinigten Bundesversammlung gewahlt, sondern durch
die Wahlbevolkerung bestimmt wird. Die Wahl wére zeitgleich mit den
Gesamterneuerungswahlen fur den Nationalrat und in gesamtschweizerischem
Majorzverfahren mit einem Wahlkreis abzuhalten. Fur die italienischen und
franzdsischen Sprachminderheiten wirden insgesamt zwei Sitze reserviert. Im Vorjahr
hatten sich Bundesrat und Parlament ziemlich eindeutig gegen das nach der Abwahl von
Christoph Blocher aus dem Bundesrat 2007 aufgegleiste Begehren ausgesprochen, das
schon bei den Verfassungsdiskussionen 1848 und 1872 und zwei Mal als Initiative der SP
in den Jahren 1900 und 1942 keine Mehrheiten gefunden hatte. Die Initiative wurde von
einem Uberparteilichen Komitee bekdmpft, dem alle Parteien ausser der SVP
angehorten. Sogar die Grunen, die als Oppositionspartei selber schon &ahnliche
parlamentarische Vorstdsse lanciert hatten, sprachen sich gegen das Anliegen aus. Das
Gegnerkomitee trat unter dem Motto an, dass Bewahrtes nicht aufs Spiel zu setzen sei.
Das aktuelle Gleichgewicht zwischen den Gewalten sei eine zentrale Determinante fur
die politische Stabilitdt und den Wohlstand in der Schweiz. Der von der SVP geforderte
Systemwechsel sei kaum begrindbar und beruhe auf populistischen Forderungen. Der
Verweis auf die Kantone, wo die Volkswahl der Regierung funktioniere - das
bedeutendste Argument der InitiativbefUrworter - wurde von den Initiativgegnern
abgewiesen, da ein Wahlkampf in den Kantonen mit einem Wahlkampf auf nationaler
Ebene kaum vergleichbar sei. Ein solcher wirde amerikanische Verhéaltnisse evozieren
und die zeitlich bereits arg belasteten Bundesrate nicht nur zusatzlich unter Druck
setzen, sondern auch in einen Dauerwahlkampf verwickeln, der eine Kollegialregierung
verunmoglichen wdirde. Stille Schaffer hatten zudem gegen charismatische, medial
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taugliche Personen weniger gute Chancen und Geld wirde eine noch grdssere Rolle
spielen als heute. Schliesslich wurde auch die Quotenregel flur die sprachlichen
Minderheiten kritisiert; die Wahrscheinlichkeit, dass die beiden Sitze an die Romandie
gingen und der Kanton Tessin kaum mehr Regierungsvertreter stellen kénnte, sei enorm
hoch. Die SVP ihrerseits setzte sich Uberraschend lau fur ihr Anliegen ein. Zwar wurde
ein 2,8 Mio. Auflagen starkes Extrablatt in die Haushalte gestreut, in dem mit dem
Untergang der Schweiz gedroht wurde, wenn den Mauscheleien im Bundesrat und den
Hintertreppen-Absprachen bei Regierungswahlen nicht durch das Volk Einhalt geboten
wirden. Im Gegensatz zu anderen Parteien wolle man die Mitspracherechte des
Souveréns stérken und nicht noch weiter abbauen. Zudem schaltete die Partei ein fur
SVP-Verhéltnisse sehr unspektakuldres Text-Plakat (,Dem Volk vertrauen!™). Wichtige
Exponenten der Partei schalteten sich aber kaum in den Abstimmungskampf ein und
nahmen teilweise gar demonstrativ Stellung gegen die Initiative. Die Kantonalsektion
Thurgau empfahl gar die Nein-Parole und die SVP Unterwallis beschloss Stimmfreigabe
bei der parteieigenen Initiative. Es wurde parteiintern auch beflirchtet, dass sich eine
Volkswahl zuungunsten der SVP auswirken kénnte. Prominente Unterstutzung erhielt
die Idee der Volkswahl allerdings durch die ehemalige SP-Bundesréatin Micheline Calmy-
Rey. Sie befand, dass die Volkswahl zu einer besseren Machtbalance zwischen
Bundesrat und Parlament fuhre, weil die Regierung damit Uber mehr Legitimitat
verfugen wurde. Erste Umfragen Anfang Mai liessen eine relativ geringe Begeisterung in
der Bevdlkerung fur die Idee der Volkswahl erahnen. Tatsachlich wurde das Begehren
Anfang Juni dann auch deutlich mit 76,3% Nein-Stimmenanteil und durch alle Kantone
abgelehnt. In einigen Kantonen der Romandie (FR, NE, JU) lagen die Ja-Anteile gar unter
20%. Am hoéchsten war die Zustimmung im Kanton Tessin (32,2% Ja), was aufgrund der
Debatten um den  Minderheitenschutz  etwas  (berraschend war. Die
gesamtschweizerische Stimmbeteiligung lag bei 39,2%, was die laue Kampagne neben
dem Umstand, dass die APS-Inserateanalyse einen absoluten Negativrekord hinsichtlich
Anzahl Zeitungsinserate ausmachte, ebenfalls wiederspiegelt. Noch am Abend der
Abstimmung &usserten sich die Parteiprésidenten zum Abstimmungsausgang. CVP-
Préasident Darbellay wertete das Resultat als Zeichen nationaler Kohésion, FDP-
Président Muller war froh Uber die Wahrung der Konkordanz, die durch eine Volkswahl
in Gefahr geraten ware, und SP-Président Levrat freute sich, dass die .psychologische
Verarbeitung der Abwahl Blochers™ nun zum Abschluss kommen kénne. SVP-Prasident
Brunner anerkannte zwar, dass das Thema vom Tisch sei, wehrte sich aber vorsorglich
gegen kunftige Beschneidungen der direkten Demokratie. Der Leidensdruck sei
anscheinend momentan noch zu tief. Justizministerin Sommaruga sah im Resultat den
Wunsch des Souverédns, die Demokratie vor Dauerwahlkdmpfen zu schitzen. Das
deutliche Nein wurde in der Presse als Vertrauensbeweis in die Institutionen und
insbesondere in den Bundesrat gewertet, man sah im Abstimmungsergebnis aber auch
eine Ohrfeige an die SVP, die an einem wenig experimentierfreudigen Volk
vorbeipolitisiert habe. Die noch im Vorjahr von Wermuth (sp, AG) eingereichte
parlamentarische Initiative (12.489), die neben der Volkswahl auch einige zusétzliche
Reformen wie die Aufstockung der Regierungsmitglieder auf neun oder die Transparenz
der Wahlkampagnenfinanzierung gefordert hatte, wurde im Berichtjahr kurz nach dem
abschlagigen Volksentscheid zurlckgezogen.

Abstimmung vom 9. Juni 2013

Beteiligung: 39,5%
Ja: 480 291(23,7%) / 0 Stande
Nein: 1550 080 (76,3%) / 20 6/2 Stéande

Parolen:

- Ja: SVP (2)*.

- Nein: FDP, CVP, SP, GP, GLP, BDP, EVP, CSP; SGV, Travail.Suisse.
* in Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen.’

Die in der Wintersession 2013 durchgeflihrten Wahlen verliefen im Vergleich zu den
Vorjahren ohne viel Gepladnkel. Zum Bundesprasidenten fir das Jahr 2014 wurde
turnusgemaéss Didier Burkhalter mit 183 von 222 eingegangenen Stimmen gewahlt.
Johann Schneider-Ammann erhielt 10 Stimmen und auf neun Stimmzetteln waren
Namen anderer Regierungsmitglieder vermerkt. 17 Stimmzettel gingen leer und drei
ungultig ein. Die im Vergleich zu vergangenen Jahren unumstrittene Wahl wurde in der
Presse als Vertrauensbeweis fur den FDP-Bundesrat gewertet. Didier Burkhalter wird
2014 nicht nur als Bundesprasident, sondern auch als Prasident der OSZE walten. Er
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kiindigte an, dass die Offnung der Schweiz auf die Welt sein Prasidialjahr pragen solle,
was von der Presse besonders positiv hervorgehoben wurde. Dies stehe in Kontrast zum
Prasidialjahr des aktuellen Bundesprasidenten Ueli Maurer, fur den das Amt mehr Burde
als Wirde sei, was durch eine Igelmentalitdt und einige, vor allem aussenpolitische
Fauxpas zum Ausdruck gebracht wurde. Maurer selber zog allerdings ein positives Fazit;
er habe seine Ziele, namlich effizientere Bundesratssitzungen und den geschlossenen
Auftritt des Gremiums als Team, erreicht. Als Vizeprasidentin fir 2014 wurde ebenfalls
turnusgemass Simonetta Sommaruga gewahlt. Sie erhielt fir eine SP-Kandidatin neben
17 leeren und neun ungultig eingereichten Stimmzetteln bemerkenswerte 180 Stimmen.
12 Stimmen entfielen auf Doris Leuthard und 13 Stimmen auf andere Personen. Auch
dieses Resultat wurde in der Presse als solid bezeichnet. Die héchste Stimmenzahl (seit
Einflhrung der Proporzwahl 1920) hatten in den 1970er Jahren Hans Peter Tschudi (sp)
und Willi Ritschard (sp) mit jeweils 213 Stimmen erzielt; den Negativrekord halt
Micheline Calmy-Rey (sp) mit den 2011 erhaltenen 106 Stimmen. ®

Am 3. Dezember 2014 wurde die amtierende Vizeprasidentin des Bundesrates,
Simonetta Sommaruga, mit 181 Stimmen zur neuen Bundesprasidentin gewahlt. Die
Stimmenzahl - von den 236 eingelangten Wahlzetteln waren 22 leer, vier ungultig und
29 mit anderen Namen versehen - wurde als solid bezeichnet. Es waren die meisten
Stimmen, die eine Bundesprasidentin je erhalten hatte - Sommaruga war die finfte
Frau in diesem Amt. Die Stimmenzahl gilt jeweils als Gradmesser fur die Zufriedenheit
des Parlaments mit den jeweiligen Magistraten. Zu einer Strafaktion durch eine
Fraktion, wie sie beispielsweise 2011 gegen Micheline Calmy-Rey gefihrt wurde, die
damals lediglich 106 Stimmen erhielt, kam es 2014 nicht. Dies war auch bei der Wahl des
Vizepréasidenten der Fall: Johann Schneider-Ammann erhielt zwar etwas weniger
Stimmen als Sommaruga - von den 237 eingelangten Wahlzetteln waren 28 leer, 14
unglltig, 22 mit anderen Namen und 173 mit dem Namen Schneider-Ammann versehen
- auch dieses Resultat gilt im langjédhrigen Schnitt aber als gut. Die leeren und
ungultigen Stimmen durften zu einem Teil aus der SP-Fraktion stammen, bei welcher
der FDP-Bundesrat besonders in der Kritik stand. Zum ersten Mal in der Geschichte
werden damit zwei Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton (Bern) im Prasidium
sitzen. Die Kantonsklausel, die dies untersagt hatte, war 1999 aus der Verfassung
gestrichen worden.

Sommaruga, die aufgrund eines neuen Wahlprozederes vor der Bundesversammlung
eine Rede halten durfte, betonte, dass das Jahr 2015 viele Reformen bringen werde, die
sie auf der Basis funktionierenden Zusammenarbeitens angehen wolle. Zentral sei dabei
die direkte Demokratie. In der Schweiz gebe es nicht nur ein Septett und ein 246-
kopfiges Orchester, sondern auch einen Chor aus zweieinhalb Millionen
Stimmblurgerinnen und Stimmbdrgern. Die direkte Demokratie sei ein einzigartiges und
faszinierendes System, auf das sie in ihrem Prasidialjahr einen Akzent legen wolle.
Dieses System sei mit grosser Verantwortung und einer spezifischen politischen Kultur
verbunden, die auf eine Abstimmung aller drei Teile aufeinander beruhe. Die
Bereitschaft zum Kompromiss sei hier ein Ausdruck von Starke und nicht von Schwéache.
Mit der Wahl Sommarugas zur Bundesratsprasidentin standen drei SP-Mitglieder an der
Spitze der Schweiz - auch Nationalratsprésident Stéphane Rossini (sp, VS) und
Standeratsprasident Claude Héche (sp, JU) sind Genossen.

Sommaruga l6ste den scheidenden Bundespréasidenten Didier Burkhalter ab. Dessen
Prasidialjahr war unter dem Motto ..Jugend, Arbeit und Offnung" gestanden, was schon
im Januar auf dem traditionellen Bundesratsfoto durch eine offene Tire im
Bundesratszimmer symbolisiert worden war. Haufiges mediales Diskussionsthema im
Jahr 2014 war die Doppelrolle Burkhalters, der neben dem Bundesrat auch der OSZE
vorstand. Dies brachte ihm harsche Kritik von seinem Bundesratskollegen Ueli Maurer
ein, der Burkhalter in einem Weltwoche-Interview Mitte Marz vorwarf, mit seinem Amt
die Schweizer Neutralitat zu verwedeln. Tags darauf krebste Maurer zwar wieder zurlck
und entschuldigte sich via VBS-Webseite, das Thema der Vereinbarkeit der beiden
Amter blieb jedoch eine Weile auf der Traktandenliste. Durch seine bescheidene und
geschickte Art gelang es Burkhalter, in seinem Amt zu wachsen. Zupass kam ihm dabei
die schwierige, aber im weltpolitischen Schaufenster beleuchtete Aufgabe als
Vermittler in der Ukrainekrise. Der Parteiprasident gewann nicht nur im In-, sondern
auch im Ausland an Beliebtheit und Grésse. Die Stimmen, die seine doppelte
Présidentschaft kritisierten, verstummten allerdings nicht. Eine in den Raten noch nicht
behandelte Motion von Roland Borer (svp, SZ) fordert Vorkehrungen, damit ein
amtierender Bundesprasident nicht gleichzeitig den Vorsitz einer internationalen
Organisation (,z.B. OSZE") innehaben kénne. Anfang November wurde Burkhalter von
der Universitat Neuenburg mit dem Ehrendoktortitel gewulrdigt. Als OSZE-Vorsitzender
war Burkhalter gefragter Gespréachspartner. Zusammen mit seinem Engagement als
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Aussenminister  absolvierte  Burkhalter so viele Auslandreisen wie kein
Regierungsprasident vor ihm. Burkhalter selber zog ein gemischtes Fazit zu seinem
Prasidialjahr. Die Sicherheitslage in Europa sei schlechter geworden, die Schweiz habe
aber international an Goodwill gewonnen. Die Beziehungen der Schweiz zur EU hatten
allerdings gelitten und mussten jetzt wieder gestarkt werden. ?

Mit  ihrer breit diskutierten Aussage kurz vor der Abstimmung zur
Unternehmenssteuerreform Il (USR 1ll), entfachte die ehemalige Bundesratin Eveline
Widmer-Schlumpf eine interessante Diskussion dariiber, ob sich Alt-Bundesratinnen
und -Bundesréte in die aktuelle politische Debatte einmischen diirfen oder nicht. In
der Tat bestehen keine Regeln zum Verhalten ehemaliger Regierungsmitglieder. Im
Aide-Mémoire ist einzig festgehalten, dass auf eine Amteriibernahme verzichtet werden
soll, wenn die neue Tétigkeit zu Interessenkonflikten mit der friheren
Regierungstatigkeit fuhren kénnte. Einen Maulkorb mussen sich ehemalige
Magistratinnen und Magistraten aber zumindest aus juristischer Perspektive keinen
umlegen. Die Aussage der ehemaligen BDP-Bundesréatin wurde denn auch insbesondere
von den burgerlichen Beflrwortern der USR Il eher aus moralischer Perspektive
kritisiert - so bezeichnete etwa Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in einem Interview mit der
LZ das Vorgehen Widmer-Schlumpfs als ,Schuss in den Rucken™ von Ueli Maurer, dem
Nachfolger im EFD und Verantwortlichen fir die USR-Vorlage.

Freilich mischten und mischen sich ehemalige Landesmutter und -vater immer wieder
in politische Auseinandersetzungen ein. In den Medien wurde etwa Otto Stich erwahnt,
der immer wieder fir Kommentare zu haben gewesen sei. Nicht weniger als elf
ehemalige Regierungsmitglieder hatten sich gegen die Durchsetzungsinitiative
ausgesprochen. Alt-Bundesrat Christoph Blocher lasst die Schweiz allwéchentlich auf
seinem privaten TV-Sender wissen, was seine Meinung zu verschiedensten Bereichen
ist. Je nach Thema meldeten sich auch schon Ruth Dreifuss oder Micheline Calmy-Rey
zu Wort. Pascal Couchepin nimmt insbesondere bezlglich der Politik im Kanton Wallis
in der Regel auch kein Blatt vor den Mund. Und auch Arnold Koller (Aus der Werkstatt
eines Bundesrates) oder Kaspar Villiger (Die Durcheinanderwelt) machten mit
Buchbeitrégen auf ihre Losungsvorschlage aufmerksam. ©

Organisation de I"administration fédérale

Die Reorganisation der DEZA (Direktion fir Entwicklung und Zusammenarbeit) erhielt
schlechte Noten. Die Konzentration der Kommunikations-, Rechts- und
Personaldienste im EDA seien schlecht umgesetzt worden, teilweise leide die Effizienz
und die Mitarbeitenden seien unzufrieden, fasste eine Studie der KPMG-
Wirtschaftsberatung zusammen. In der DEZA herrsche Misstrauen gegentiber dem EDA.
Trotz der Kritik trieb Aussenminister Burkhalter die Zentralisierung voran und forderte
eine Zusammenlegung der auslandischen DEZA-BUros mit den Botschaften. Die stérkere
Einbindung der DEZA, die bereits unter Micheline Calmy-Rey begonnen hatte, sollte
auch mit der Ernennung eines neuen Chefs weitergetrieben werden. Im April kam es zu
einem Amtertausch: Manuel Sager, der scheidende US-Botschafter, ersetzte Martin
Dahinden, der seinerseits neu Botschafter in den USA wurde. Die Reorganisation ist
auch politisch umstritten: Wahrend Burgerliche die effizientere Zusammenarbeit der
verschiedenen Dienste und einen einheitlichen aussenpolitischen Auftritt begrissen,
beflirchtet die Linke, dass damit die Entwicklungshilfe beschnitten oder in den Dienst
wirtschaftlicher Interessen gestellt werde. Entwicklungszusammenarbeit musse jedoch
unabhéngig sein. "
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Droits populaires

Die Kampagne rund um die Selbstbestimmungsinitiative lief eigentlich schon seit der
Lancierung des Begehrens Anfang 2015. Diverse Parteien und verschiedene
Organisationen hatten sehr frih ihren Widerstand angekindigt. Schon im Marz 2015
hatte der Tages-Anzeiger getitelt «Alle gegen die Volkspartei»: Wirtschaftsverbande
hatten Sorgen um Handelsvertréage gedussert, Staatsrechtlerinnen und Staatsrechtler
hatten einen Angriff auf die Menschenrechte beflrchtet, Rechtshistorikerinnen und
Rechtshistoriker hatten die Idee der «fremden Richter» bemdiht, verschiedentlich war
eine Instrumentalisierung des Initiativrechts moniert worden und vor den
eidgendssischen Wahlen im Herbst 2015 hatte die Frage zur Beziehung von Vélkerrecht
und Landesrecht «unter Politikern fiir Polemiken und rote Képfe» gesorgt (NZZ) - und
das alles noch bevor die Initiative Uberhaupt zustande gekommen war. Die SVP wollte
nach eigenem Ermessen Klarheit und Sicherheit hinsichtlich des Verhéaltnisses zwischen
Vélkerrecht und Landesrecht herstellen, was freilich von den Gegnerinnen und Gegnern
als «falsches Versprechen» (NZZ) oder «initiative simpliste» (Le Temps) bezeichnet und
bestritten wurde. Riickenwind brachte die Initiative wohl auch ihrem Erfinder Hans-Ueli
Vogt (svp, ZH), der wahrend seines Standeratswahlkampfes im Kanton Zirich fir das
Begehren geworben hatte.

Die Medienberichterstattung tber die Selbstbestimmungsinitiative riss natlrlich auch
wéhrend ihrer parlamentarischen Behandlung 2017 und 2018 nicht ab. Diskutiert wurde
dabei unter anderem auch schon frih tUber den Abstimmungstermin. Ob die SVP im
Wahljahr 2019 von der Initiative profitieren kénne oder nicht, hédnge vor allem vom
Arbeitstempo des Parlaments und davon ab, ob ein Gegenvorschlag ausgearbeitet
wirde oder nicht, berichtete die Presse. In den Medien wurden derweil auch
verschiedentlich Falle beschrieben, bei denen Gerichte internationalen Vertragen den
Vorrang vor Verfassungsbeschlissen gegeben hatten. Insbesondere die Ausnahmen, die
in Einzelfallen bei der Anwendung des Ausfihrungsgesetzes zur Ausschaffungsinitiative
gemacht wurden, waren ja auch Stein des Anstosses fur die Selbstbestimmungsinitiative
gewesen. Ob die Schweiz nun «Musterschilerin» sei (Tages-Anzeiger), die in
vorauseilendem Gehorsam handle, oder sich als Vertragspartnerin an internationale
Abkommen halten mdisse, wie in der Presse ebenfalls argumentiert wurde, - die
Diskussionen hielten die Selbstbestimmungsinitiative im Gesprach.

Bereits vor Abschluss der parlamentarischen Verhandlungen lancierten die
Gegnerinnen und Gegner der Initiative Ende Mai 2018 mittels einer Medienkonferenz
offiziell den Abstimmungskampf - obwohl dann noch nicht entschieden war, wann das
Anliegen an die Urne kommen sollte. Unter dem Namen «Schutzfaktor M» - M stand bei
der bereits 2013 ins Leben gerufenen Organisation fur Menschenrechte - und der
Bezeichnung «Allianz der Zivilgesellschaft» hatten sich laut Basler Zeitung Gber hundert
Organisationen - darunter etwa der katholische Frauenbund, Pink Cross, Behinderten-
und  Jugendverbadnde oder Helvetas - und Tausende Einzelpersonen
zusammengeschlossen. Vor der Presse bezeichneten verschiedene Vertreterinnen und
Vertreter dieser Organisationen das SVP-Anliegen als «Selbstbeschneidungs-Initiative»
oder <«Anti-Menschenrechts-Initiative». Die ungewohnt frihe Organisation der
Gegnerschaft sei mit der Bedeutung der Initiative zu erklaren, aber auch damit, dass
der «Abstimmungskampf kein Spaziergang» werde, so der Tages-Anzeiger. Darauf weise
auch eine im Marz 2018 durchgefiuhrte Umfrage hin, die zeige, dass 43 Prozent der
Befragten die Initiative sicher oder eher annehmen wirden und 48 Prozent dagegen
oder eher dagegen seien.

Anfang Juli entschied der Bundesrat dann, die Abstimmung auf den frihest moglichen
Zeitpunkt, den 25. November 2018, festzulegen. Anfang Oktober startete die SVP mit
ihrem Abstimmungskampf, der zumindest hinsichtlich der verwendeten Bilder und
verglichen mit friheren Kampagnen zur Minarett-, Ausschaffungs- oder
Masseneinwanderungsinitiative etwa vom Sonntags-Blick als «vdllig harmlos»
bezeichnet wurden. Auf einem in orange gehaltenen Hintergrund hielten Personen ein
Schild mit einem Ja «zur direkten Demokratie» und «zur Selbstbestimmung» in die
Kamera. Das Logo der Partei war nicht sichtbar. Man habe die Botschaft bewusst simpel
halten wollen. Eine aggressive Kampagne sei nicht notig, weil die Botschaft klar sei,
zudem wolle man einen sachlichen Abstimmungskampf flhren, gab Kampagnenchef
Thomas Matter (svp, ZH) zu Protokoll.

Die Gegnerschaft fuhr fir ihre Kampagne schwereres Geschltz auf: So liess
Economiesuisse 18 Frachtcontainer auf den Bundesplatz stellen mit dem Hinweis, dass
darin 387 Tonnen Exportguter Platz hatten, was der Menge entspreche, die von der
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Schweiz aus alle 10 Minuten in die Welt verkauft werde. Diese Ausfuhren seien aber bei
einem Ja zur Selbstbestimmungsinitiative geféhrdet. Nur dank zahlreicher
internationaler Abkommen, die bei einem Ja alle auf der Kippe stlinden, gehoére die
Schweiz zu den 20 grossten Volkswirtschaften weltweit. Das «Gesicht der Operation
Libero» (Blick), Flavia Kleiner, sprach von der «krassesten Initiative, Uber die wir je
abgestimmt haben», mit ihr werde der Rechtsstaat fundamental angegriffen. Eine in
den Medien haufig zu vernehmende Stimme gehorte Helen Keller, der Vertreterin der
Schweiz am Européischen Gerichtshof flr Menschenrechte (EGMR). Auch fir sie
entsprach die Initiative einem Angriff auf den Rechtsstaat und die Menschenrechte. Sie
argumentierte, dass das Volksbegehren nicht hatte fur gultig erklart werden dirfen und
flirchtete sich bei einer Annahme vor einer «Katastrophe», wie die Weltwoche
ausfihrte. Plakate der Gegnerinnen und Gegner zeigten eine Kreissage, die
verschiedene Begriffe (z.B. Frauenrechte, Kinderrechte, Behindertenrechte)
durchtrennte, verbunden mit dem Slogan «Nein zur Selbstbeschneidungsinitiative der
SVP». In der Weltwoche wurden die Plakate als «krasser Ausdruck» von
«Volksverachtung» bezeichnet, mit der die «antidemokratische Gesinnung der
Selbstbestimmungsgegner»  sichtbar  werde.  Volksentscheide  wirden  mit
«Kettensédgenmassaker[nl» gleichgesetzt.

Auch auf Social Media hatten die Gegnerinnen und Gegner der Initiative «die Nase
vorn» (Weltwoche). Mit einem Film zeigten sie als antike Soldaten verkleidete Mitglieder
der SVP (Roger Koppel [ZHI, Andreas Glarner [AG] und Magdalena Martullo-Blocher
[GR]), die in einem Trojanischen Pferd versteckt das Bundesgericht entmachten
wollten. Ein grosses Holzpferd wurde dann auch kurz vor dem Abstimmungstermin auf
dem Berner Bahnhofsplatz prasentiert.

Die SVP - allen voran Christoph Blocher - verteidigte die Initiative mit dem Argument,
dass die direkte Demokratie schleichend ausgehebelt werde. Bei der Abstimmung
stinden nichts weniger als die Volksrechte auf dem Spiel. «Damit die Leute noch etwas
zu sagen haben», missten sie Ja stimmen, so der vom Blick als «SVP-Ubervater»
bezeichnete Blocher. Der alt-Bundesrat betrachtete die Selbstbestimmungsinitiative
zudem als Vehikel, mit dem der EU-Rahmenvertrag verhindert werden kénne. Sehr
haufig trat auch Hans-Ueli Vogt vor die Medien, um «seine» Initiative zu verteidigen.
Auch der «Architekt» des Begehrens, so die Aargauer Zeitung, argumentierte mit der
Verteidigung der direkten Demokratie. Das Parlament setze angenommene Initiativen
mit Verweis auf internationale Verpflichtungen nicht so um, wie dies von der
Stimmbevdlkerung verlangt werde. Mit der Initiative werde der Stellenwert der direkten
Demokratie hingegen wieder gestarkt.

Fur Wirbel sorgte ein Flyer, der von der SVP Mitte August 2018 an alle Schweizer
Haushalte verteilt wurde. Darin trat alt-Bundesratin Micheline Calmy-Rey als Kronzeugin
fur die Selbstbestimmungsinitiative auf: «Das Schweizer Recht schutzt besser als das
europdische. Ich bin entschieden dagegen, dass européaisches Recht sémtliche
Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU regeln soll», wurde die ehemalige
Magistratin zitiert. Diese Aussage hatte Calmy-Rey im Rahmen einer Diskussion um das
EU-Rahmenabkommen gemacht. Von der SVP sei sie aber nicht angefragt worden, sie
sei schockiert Uber dieses Vorgehen. SP-Parteipréasident Christian Levrat (sp, FR)
sprach in diesem Zusammenhang von «LlUgenpropaganda». Auch die «Buh-Rufe» und
die «Schimpftiraden» (Aargauer Zeitung), die Bundesrétin Simonetta Sommaruga bei
einem Podium in Suhr (AG) Uber sich ergehen lassen musste, zeugten von der immer
aufgeheizteren Stimmung. Nicht nur die von der SVP immer wieder heftig attackierte
Justizministerin, sondern auch die Bundesratsmitglieder Doris Leuthard, Alain Berset,
lgnazio Cassis und Johann Schneider-Ammann engagierten sich mit verschiedenen
Auftritten fir die ablehnende Haltung des Bundesrates. Man habe Lehren aus dem Ja
zur Masseneinwanderungsinitiative gezogen, bestatigte Simonetta Sommaruga der
Aargauer Zeitung, und trete darum als Regierung stérker in Erscheinung.

Ende August zeigte eine Umfrage, dass zu diesem Zeitpunkt 53 Prozent der Befragten
Nein zur Initiative gesagt hatten und 45 Prozent Ja. Als aussergewdhnlich wurde von
den Befragenden der Umstand gewertet, dass das Ja-Lager Uber die Zeit nicht kleiner
geworden sei; ein Muster, das sonst bei Initiativen im Verlauf einer Kampagne zu
beobachten sei. Thomas Matter sprach bei seinem Kommentar zu diesen Zahlen in der
Aargauer Zeitung von einem Kampf «David gegen Goliath». Er schétzte den finanziellen
Aufwand der Gegnerschaft auf einen «zweistelligen Millionenbetrag». Die Gegnerinnen
und Gegner fihrten eine «Marchenstundenkampagne mit unlimitierten Budgets»,
urteilte Matter. Die SVP selber habe weniger als CHF 3 Mio. ausgegeben. Eine Analyse
von Media Focus ging hingegen aufgrund der gekauften Werbeflachen (Plakate, Inserate,
Werbung auf Youtube) davon aus, dass das Beflirworterlager mehr ausgegeben hatte als
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ELECTIONS
DATE: 05.03.2017
DIANE PORCELLANA

das Gegnerlager. Auch die APS-Inserateanalyse, mit der die Anzahl der in Printmedien
geschalteten Inserate betrachtet wird, stellte ein grosseres Engagement der
Beflrwortenden- als der Gegnerseite fest. Zudem schalteten die Befurworterinnen und
Beflrworter deutlich mehr Inserate als noch bei der Masseneinwanderungs- oder der
Durchsetzungsinitiative. Wer wie viel fir den Abstimmungskampf ausgab, blieb zwar ein
Geheimnis, die Kosten waren aber sicherlich Uberdurchschnittlich hoch.

Die Gegnerinnen und Gegner warnten aufgrund der Umfrageresultate davor, zu meinen,
dass das Rennen bereits gelaufen sei. Demoskopen wurden sich oft irren, so etwa der
Blick. Als fur das Nein-Lager nicht férderlich, wurde zudem die Absicht des
Bundesrates bezeichnet, ausgerechnet kurz vor der Abstimmung eine Unterzeichnung
des umstrittenen UNO-Migrationspaktes zu prifen. Die Umfragen hatten zudem gezeigt,
dass rund ein Drittel der FDP-Sympathisierenden die Initiative unterstiutzen wiurde.
Auch die Ja-Parole der Jungfreisinnigen des Kantons Zlrich zeige, dass durch den
Freisinn ein Riss verlaufe, urteilte der Sonntags-Blick. Diesem wollte Parteiprasidentin
Petra Gossi (fdp, SZ) auf Anfrage mit Aufkldrung und Mobilisierung der eigenen Basis
begegnen - so das Sonntagsblatt weiter.

Den «Ruckenwind», den die Beflrworterinnen und Beflrworter durch die Debatte um
den Migrationspakt noch einmal erhalten hatten, wie der Blick urteilte, versuchten sie
kurz vor der Abstimmung dann noch mit «Brachial-Werbung» (Blick) zu verstarken. Auf
der Titelseite der Pendlerzeitung «20 Minuten» warb das «Egerkinger Komitee» um
Walter Wobmann (svp, AG) und Andreas Glarner (svp, AG) damit, dass mit der Annahme
der Selbstbestimmungsinitiative der UNO-Migrationspakt verhindert werden koénnte,
dass hingegen bei einer Ablehnung die Minarett-Initiative wieder fur ungultig erklart
werden wirde. Eine Karikatur zeigte zudem Justizministerin Simonetta Sommaruga, die
mit der Aussage «Hereinspaziert» an der Grenze Fllchtlinge in die Schweiz bittet.

Die heftige und ungewdhnliche lange Kampagne liess fur den Abstimmungssonntag eine
hohe Beteiligung erwarten. ™

Elections
Elections des gouvernements cantonaux

Les ministres sortants Esther Waeber-Kalbermatten (ps), Jacques Melly (pdc) et Oskar
Freysinger (udc) briguent un siége au sein de I'exécutif cantonal valaisan pour la
législature 2017-2021. Les PDC Maurice Tornay et Jean-Michel Cina ne se représentent
plus. Alors que le Parti socialiste romand souhaitait proposer une liste ouverte avec, aux
cbdtés d'Esther Waeber-Kalbermatten, Stéphane Rossini et peut-étre d'autres forces de
gauche, dans le Haut-Valais, seule la candidature de la haut-valaisanne était voulue. Une
liste ouverte, selon le parti du Haut, diviserait les forces et mettrait en péril le siege
socialiste et haut-valaisan. De plus, Stéphane Rossini avait ouvertement critiqué le bilan
de sa partenaire de parti. Dans |'autre partie du canton, la candidature de Stéphane
Rossini est estimée de grande valeur et nécessaire puisque 85% de I'électorat socialiste
s'y trouve. Au final, ce sera |'option romande qui primera et le candidat du Centre
Gauche PCS Jean-Michel Bonvin figurera sur la méme liste. Le PLR avance Claude
Pottier et Frédéric Favre, novice en politique et qui a adhéré au parti moins de six mois
avant sa candidature. Les Verts lancent pour la quatrieme fois un candidat dans la
course, ce sera Thierry Largey. Chez les démocrates-chrétiens, il y a un triple ticket
avec Christophe Darbellay, Jacques Melly et le conseiller national haut-valaisan Roberto
Schmidt. Le mouvement Rassemblement Citoyen Valais (RCV), créé sur les réseaux
sociaux en 2014, propose le porte-parole de la police valaisanne Jean-Marie Bornet.
Apres le refus du PLR de constituer une liste commune, I'UDC présente avec Oskar
Freysinger la candidate haut-valaisanne Sigrid Fischer-Willa. Sur leur liste «Ensemble a
droite», s'ajoute I'ancien président du Grand Conseil, le PDC Nicolas Voide. Il souhaite
que la population puisse choisir un candidat représentant I'aile conservatrice du parti,
plutét que d'avoir seulement le choix entre des personnalités démocrates-chrétiennes
plus centristes. Son président de parti n'était pas au courant et plusieurs personnes ont
demandé lI'exclusion du parti. L'alliance de droite est en faveur d'une préférence a
|'emploi des résidents valaisans, pour la création d'un centre nordique de sports de
neige a Conches et la mise en place de commissions citoyennes notamment. D'apres
I'art. 52 al. 9 Cst valaisanne, une seule élue ou élu peut siéger par district au
gouvernement cantonal. Ainsi, Nicolas Voide défie Christophe Darbellay sur le district
de Martigny, Stéphane Rossini, Frédéric Favre et Jean-Marie Bornet sont adversaires
sur le district de Conthey. Sigrid Fischer-Willa concourt contre Esther Waeber-
Kalbermatten dans le district de Brigue. Finalement, Oskar Freysinger, Jean-Michel
Bonvin et Thierry Largey sont en compétition sur le district de Sion. Avec 10 candidats
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sur 13 venant du Bas-Valais et une démographie haut-valaisanne en baisse, le second
siége haut-valaisan est en danger. Avec la perte de quatre sieges haut-valaisans au
Grand Conseil, il est attendu des germanophones une forte mobilisation en faveur des
candidates et candidats haut-valaisans.

La société civile s'est impliquée dans la campagne. Plus de 1'000 personnes se sont
rassemblées pour exprimer leur mécontentement par rapport & Oskar Freysinger suite a
un appel d'un enseignant de Monthey en réaction a une affiche UDC. En parallele, une
campagne de financement participative, «Coupons-lui la queue», qui deviendra
«Coupons-lui la voie», a pu récolter suffisamment d'argent pour envoyer un tout-
meénage afin de barrer la route a Oskar Freysinger. Les raisons invoquées a cette action
sont liées a la gestion de son département et aux nombreuses affaires qui ont fait
scandales durant la législature. En raison de la regle du district, le tout-ménage
recommande d'élire Thierry Largey et Jean-Michel Bonvin. En début de campagne,
Christophe Darbellay a tout de suite tenté d'étouffer |'affaire révélée par la presse
alémanique relative a la naissance de son quatrieme enfant hors mariage. Il affrontait
particulierement Oskar Freysinger et focalisa son énergie pour assurer du soutien en
raison de la participation de son ennemi politique de longue date Nicolas Voide a la
course a l'exécutif cantonal. Chez les socialistes, Esther Waeber-Kalbermatten et
Stéphane Rossini ont plutdt joué le coude-a-coude que le cote-a-codte. Esther Waeber-
Kalbermatten sera fortement critiquée par le Réseau santé Valais pour sa gestion du
Service de la santé. L'ancienne conseillere fédérale socialiste Micheline Calmy-Rey a
exprimé son soutien a Stéphane Rossini. Claude Pottier commettra I'erreur d'émettre
|'éventualité d'une alliance avec la liste du Parti agrarien au second tour, ce qui a eu
pour conséquence de froisser un peu son parti. En somme, I'attention médiatique s'est
plutdt focalisée sur les erreurs et scandales des différentes personnalités et sur leurs
querelles. Les autres candidatures ont été passées sous silence et il y a eu peu de
débats sur les questions de fond.

Avec une participation de 58.1% et une majorité absolue de 60'793 suffrages, personne
n'est élu au premier tour. Les trois candidats de la liste PDC arrivent en téte,
Christophe Darbellay avec 51'160 voix, Jacques Melly avec 50'518 voix et Roberto
Schmidt avec 49'964 voix. Viennent ensuite les socialistes Esther Waeber-Kalbermatten
avec un score de 34'120 voix et Stéphane Rossini, 32'788 suffrages. En sixieme position
arrive Oskar Freysinger avec 30'857 voix, il est suivi par Nicolas Voide, 26'305 voix.
Jean-Michel Bonvin obtient 22'763 voix, Frédéric Favre 22'731 suffrages, Sigrid Fischer-
Willa 20185 voix, Thierry Largey 17'890, Jean-Marie Bornet 17'389 et, finalement, Claude
Pottier 16'798 voix. Ainsi, Oskar Freysinger aurait perdu, comparé & 2013, 32% de son
électorat.

Au vu des résultats, le PS relance Esther Waeber-Kalbermatten et Stéphane Rossini
pour le second tour. lls seront en compagnie des trois colistiers PDC, d'Oskar
Freysinger et de Frédéric Favre. Les Verts jettent I'éponge en raison du score et a la
demande des autres partis politiques pour éviter un éparpillement des voix. Ne
donnant aucune recommandation, ils souhaitent cependant la non réélection d'Oskar
Freysinger. En raison de I'art. 52 al. 2 Cst valaisanne, Christophe Darbellay, étant le seul
candidat pour les districts de Martigny, Entremont, St-Maurice et Monthey, est élu en
obtenant une seule voix. La campagne du second tour a été courte, deux semaines
séparent les deux scrutins. Un second appel anti Oskar Freysinger, «Appel du 19 mars:
pour un Valais équilibré et apaisé», a été lancé sur les réseaux sociaux et demande de
soutenir les trois PDC, le PLR et la socialiste haut-valaisanne. Le mouvement
«Coupons-lui la voie» appelle a voter cette fois pour les deux socialistes, le PLR et a
ajouter deux PDC afin d'écarter Oskar Freysinger. Attaqué, Oskar Freysinger a tenté de
séduire I'électorat germanophone en mettant en avant ses racines haut-valaisannes.
Les jaunes (CSP), les noirs (CVP) et I'UDC du Haut-Valais recommandent Esther Waeber-
Kalbermatten afin de conserver le second siege haut-valaisan.

Lors d'un tour de table, la population a eu I'occasion de poser directement des
questions a la candidate et aux candidats. Les trois candidats PDC, avec plus de 15'000
voix d'avance sur la quatrieme candidate au premier tour, sont intouchables. Le PS
aurait des chances de placer deux membres au gouvernement cantonal. Esther
Waeber-Kalbermatten peut compter sur le Haut-Valais pour le maintien des deux sieges
socialistes et sur le mouvement de femmes hors partis qui s'est mobilisé dans le Valais
romand. Stéphane Rossini comptabilise plus de 10'000 voix d'avance sur Frédéric Favre
et avec les actions anti Oskar Freysinger, il y a peu de chances qu'il se fasse devancer
par le candidat agrarien. Toutefois, la droite ne veut pas d'un gouvernement de gauche,
a savoir deux socialistes aux cotés de Roberto Schmidt. Pour maintenir la droite au
gouvernement sans Oskar Freysinger, il faudrait que le PLR réussisse a devancer
Stéphane Rossini ainsi que I'UDC. Il pourrait bénéficier du soutien du Haut-Valais qui
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RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 26.11.2003
ROMAIN CLIVAZ

|'appuierait pour protéger sa représentante régionale.

Avec une participation de 61.3%, dans le nouveau Conseil d'Etat siegent Roberto
Schmidt (59'616 voix), Jacques Melly (67'5682 voix), Christophe Darbellay (54'338 voix),
Esther Waeber-Kalbermatten (53'990 suffrages) et Frédéric Favre (44'644 suffrages).
Oskar Freysinger, avec 42'620 voix, est évincé du gouvernement cantonal et Stéphane
Rossini arrive en derniere position avec 40'429 voix. C'est la premiere fois qu'un
candidat libéral-radical obtient plus de 20% de suffrages du Haut-Valais. Les jaunes et
les noirs ont protégé Esther Waeber-Kalbermatten, mais ont également largement voté
pour le candidat PLR. Ainsi, le Haut-Valais maintient ses deux sieges et le siege UDC
passe en mains des PLR. Frédéric Favre, en charge des institutions, s'attaque a la régle
constitutionnelle «un membre du Conseil d'Etat par district» avant la révision de la
Constitution cantonale. Il a proposé au Grand Conseil de la supprimer.

Suite a des constats de fraudes électorales, les communes de Brigue, Viege et Naters
ont déposé plainte apres le second tour auprés du Ministere public valaisan. Plusieurs
citoyennes et citoyens n'ont pas recu leur matériel de vote, bien que leur voix ait été
comptabilisée. La commune de Brigue avait constaté des fraudes lors du premier tour,
mais n'en avait pas informé les autorités puisqu’elles ne concernaient que peu de cas.
L'élection du pouvoir législatif aurait également été touchée par ces problemes. Une
enquéte pénale a donc été ouverte. L'UDC du Valais romand a également fait recours
contre le second tour de I'élection du Conseil d'Etat. Il a déposé une motion d'ordre
aupres du Grand conseil, lors de la séance constitutive du 27 mars, pour ajourner
|'assermentation du nouveau college gouvernemental en raison des soupcons de
fraudes. Celle-ci fut balayée par 105 voix contre 23. Le parlement cantonal a refusé
d'émettre une réserve pour I'élection de I'exécutif et le Conseil d'Etat a pu alors préter
serment. Le soir méme, I'UDC a déposé un second recours, dans lequel il accuse un
démocrate-chrétien albanophone de Naters. Suite au préavis négatif de la Commission
de justice du Grand conseil, I'UDC Valais romand I'a retiré. Toutefois, suite a la
validation de I'élection par le Grand conseil, il décide de la contester en soumettant un
recours au Tribunal fédéral. Il le retirera quelques mois plus tard, voyant les chances
qu’il aboutisse faibles. Dans le cadre de I'enquéte relative aux plaintes communales, un
Suisse, membre de I'UDC haut-valaisanne a été arrété. Le PLR et les Jeunes socialistes
ont dés lors, dans la presse, exigé que I'UDC Valais romand présente ses excuses a la
communauté albanophone. Les jaunes ont demandé un recomptage des voix pour le
district de Brigue suite a cette découverte de I'enquéte. lls demandent, en outre, que la
répartition des sieges au sein du législatif apres le recomptage des voix soit examinée et
que des mesures soient prises en fonction des résultats. Puisque I'élection du Grand
Conseil a été validée, il ne peut y avoir une modification de la répartition des sieges. La
Commission de justice du Grand Conseil attend le résultat de I'enquéte pénale sur la
fraude électorale avant de statuer sur la question du recomptage des voix dans le Haut-
Valais. ®

Politique étrangere

Relations avec I'UE

Un mois plus tét, plus de septante personnes avaient lancé un manifeste pour
I'ouverture de négociations d’adhésion en 2004. Aux cotés d’anciens conseillers
fédéraux (René Felber, Ruth Dreifuss), se trouvaient des personnes issues des milieux
artistiques, scientifiques ou encore économiques. Le texte fustigeait la
«marginalisation rampante » de la Suisse. Cette initiatives était parrainée par le
Nouveau Mouvement Européen Suisse (NOMES). **
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INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 09.05.20056
MARIANNE BENTELI

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 24.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Politique sociale

Assurances sociales
Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds (SGB) beschloss
einstimmig die Lancierung einer Volksinitiative . Fiir ein flexibles AHV-Alter™, welche
eine Pensionierung ab 62 Altersjahren ohne Rentenkirzung ermdglichen will, wenn eine
Erwerbstatigkeit aufgegeben wird. Méglich soll auch ein schrittweiser Altersricktritt
sein. Die Delegierten sprachen sich weiter dafur aus, dass bei hohen Einkommen die
Frihrente geklrzt werden kann. Grenzwert soll ein Lohn von mehr als dem
Anderthalbfachen des maximalen rentenbildenden AHV-Einkommens sein (dieses
betragt zur Zeit CHF 116'100). Die vorgezogene Rente kénnten auch in Teilzeit
berufstatige Personen und aus der Arbeitslosenversicherung ausgesteuerte
beanspruchen. Ein Antrag der SGB-Frauenkommission, die Frihrente nicht an eine
Erwerbstatigkeit zu knlpfen, wurde abgelehnt. Die Mehrkosten sollen durch eine
Erhdhung der Lohnabgaben gedeckt werden. Im Initiativkomitee nahm auch alt
Bundesrétin Dreifuss Einsitz. ®

Neben dem obligatorischen Referendum zur Zusatzfinanzierung der AHV durch eine
Erhéhung der Mehrwertsteuer, kiindigten verschiedene Gruppierungen, allen voran die
Westschweizer Gewerkschaften, ihr Interesse an der Ergreifung eines fakultativen
Referendums zur Reform der Altersvorsorge 2020 an. So seien mit der Erhéhung des
Frauenrentenalters und der Senkung des Umwandlungssatzes zwei Anderungen
enthalten, die man nicht akzeptieren kénne. Nach kurzer Zeit wurde jedoch deutlich,
dass die Westschweizer Gewerkschaften nicht auf eine breite Unterstlitzung hoffen
konnten und das Referendum mehrheitlich alleine wirden stemmen mussen.
Unterstltzt wurden sie lediglich von vereinzelten linken Organisationen, zum Beispiel
von der Genfer SP-Kantonalsektion. Gegen Ende der Unterschriftensammlung
engagierten sich auch die Zeitschriften K-Tipp und Saldo. Als Grund dafur gaben sie an,
dass sie verhindern wollten, dass auf dem Stimmzettel ausschliesslich von der AHV die
Rede sei und dadurch das vollstandige Ausmass der Revision unterschatzt wirde. Zwar
kritisierten auch weitere linke Kreise die Vorlage, allen voran die Gewerkschaften,
dennoch sprachen sich die Delegierten der Unia, von VPOD, des SGB sowie von
Travai.Suisse knapp flr die Reform aus. Dabei wurden die unterschiedlichen Positionen
der Linken in der Deutsch- und Westschweiz deutlich. Um diese verschiedenen
Positionen zu vereinen, beschloss die SP eine Urabstimmung durchzufihren, bei der
sich 90 Prozent der teilnehmenden SP-Mitglieder fir die Reform aussprachen.
Ungeachtet dieser Urabstimmung beschlossen die Juso kurze Zeit spater die Nein-
Parole und unterstitzten das linke Referendumskomitee.

Gespalten zeigten sich wie bereits im Parlament auch die Blrgerlichen. FDP und SVP
sowie breite Wirtschaftskreise inklusive Economiesuisse, dem Gewerbeverband und
dem Arbeitgeberverband sprachen sich gegen die Reform aus, setzten dem linken
Referendumskomitee jedoch kein burgerliches Pendant entgegen. Unter dem Namen
~Generationenallianz” bewarben sie aber gemeinsam die Ablehnung der Reform. Die
anderen blrgerlichen Parteien, allen voran die CVP und BDP, warben fur die Annahme
der Vorlage. Unterstltzt wurden sie von zahlreichen Westschweizer Verbanden, unter
anderem vom Westschweizer Wirtschaftsverband Centre Patronal. Im Laufe der
Kampagne sprachen sich unter anderem auch der Bauernverband, Eveline Widmer-
Schlumpf als neue Prasidentin der Pro Senectute, Pro Senectute selbst sowie weitere
Seniorenverbande fur die Reform aus. Gespalten zeigten sich die Versicherungen:
Wahrend Helvetia und Axa Winterthur, der Pensionskassenverband Asip sowie der
Verwaltungsratsprasident des AHV-Fonds die Reform beflrworteten, hielten sich die
anderen Versicherer bedeckt.

Da die Berichterstattung zur Vorlage nach dem Showdown im Parlament im Méarz 2017
bis zum Abstimmungstermin im September 2017 nie wirklich abriss, beleuchteten die
Medien jedes Detail der Vorlage und insbesondere des Abstimmungskampfes. So wurde
ausfuhrlich Uber die Positionen der verschiedenen Parteien, Verbénde, Vereine und
Interessengruppen, aber auch Uber einzelne Abweichler innerhalb der verschiedenen
Akteursgruppen berichtet. Diskutiert wurden die Gefahr fur die Reform durch das
erforderliche Standemehr sowie die Konsequenzen fir die Reform, falls nur eine der
beiden Vorlagen angenommen wurde. Ausfihrlich beschrieben wurden die Aktivitaten
der Jungparteien, die trotz geringem Budget mit viel Engagement versuchten, die
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jungeren Stimmbdlrger zu mobilisieren und zu Uberzeugen. So engagierte sich zum
Beispiel die Junge CVP mit einer eigenen Pro-Kampagne im Internet und mit
Standaktionen, wahrend die Jungfreisinnigen mit Aktionstagen, Plakaten und Videos fur
ein Nein warben. Zudem erhielten die Beflirworter mit Ruth Dreifuss, Walter Andreas
Mdller und Beni Thurnheer prominente Unterstutzung. Dieses Engagement ausserhalb
des bezahlten Raums wurde auch durch eine Auswertung der Inseratekampagne durch
Année Politique Suisse verdeutlicht. Diese ergab, dass Anzahl und Reichweite der
Inserate zur Altersvorsorge entgegen der betont grossen Relevanz der Vorlage nur
durchschnittlich gross waren, was die Komitees mit ihren knappen Budgets erkléarten.

Ebenfalls sehr engagiert zeigte sich Bundesrat Berset, der nicht miude wurde, die
Wichtigkeit der Reform zu betonen. Dieses starke Engagement vor allem auch in
Zusammenhang mit seinen Warnungen vor den drastischen Folgen eines Neins
brachten ihm jedoch viel Kritik ein. Hinzu kam eine breite Kritik am
Abstimmungsblchlein, das ausschliesslich die Referendumsfihrer, also die
Westschweizer Gewerkschaften, zu Wort kommen liess, nicht aber die burgerlichen
Gegner der Vorlage. Grund dafur war, dass bei obligatorischen Referenden
Minderheitenpositionen keine eigenen Seiten erhalten und bei fakultativen Referenden
nur die Referendumskomitees. Darliber hinaus war vor allem inhaltliche Kritik am
Abstimmungsbuchlein zu vernehmen, so seien die Darstellungen des Bundesrates
fehlerhaft und unvollstandig. Doch nicht nur zur Informationspolitik des Bundesrates,
auch bezlglich der Argumentationen beider Lager wurden im Laufe der Kampagne
vermehrt kritische Stimmen laut. Kritisiert wurde, dass beide Seiten nicht mit offenen
Karten spielten und wichtige Argumente gezielt verschwiegen.

Inhaltlich drehte sich die Berichterstattung vor allem um die Frage, ob die AHV
schneller in ernsthafte finanzielle Probleme gerate, wenn man die Reform annehme
oder wenn man sie ablehne. Beide Seiten gaben zu, dass in Zukunft weitere Reformen
noétig sein werden, uneinig war man sich jedoch darlber, bei welchem
Abstimmungsergebnis dies dringender der Fall sei. Auch bezlglich den Gewinnern und
Verlierern der Reform war man sich uneins. Sowohl Beflrworter als auch Gegner
betonten, dass alleine ihre Position die Situation der Jungen und der Frauen verbessern
wirde.

Aufgrund der knappen, ungewdhnlichen Ausgangslage mit Spaltungen innerhalb der
linken und blrgerlichen Parteien war schliesslich unklar, welches Lager tendenziell in
Flhrung lag. Wirklich Licht ins Dunkel konnten auch die Vorumfragen nicht bringen.
Manchmal ergaben sie einen Vorsprung der Beflrworter, manchmal der Gegner, aber
grosstenteils machten sie relativ knappe Zwischenresultate zwischen den beiden Lagern
aus. Entsprechend knapp gingen die Abstimmungen schliesslich auch aus. Mit 2357
Stimmen mehr bei 50.0 Prozent und 11 5/2 Standesstimmen lehnte das Stimmvolk die
Mehrwertsteuererhdhung ab. Leicht deutlicher fiel die Entscheidung zur Reform der
Altersvorsorge 2020 aus, die mit 52.7 Prozent abgelehnt wurde. Nach Uber zweijahriger
Ausarbeitung der Reform wird das Parlament somit bei der Revision der Altersvorsorge
von vorne beginnen mussen.

Abstimmung vom 24. September 2017

Zusatzfinanzierung der AHV durch eine Erhéhung der Mehrwertsteuer:
Beteiligung: 46.8%

Ja: 1254°675 (50,0%) / Sténde: 9 1/2

Nein: 1257°032 (50,0%) / Sténde: 115/2

Parolen:
-Ja: SP, Griine, CVP, GLP, EVP, BDP, EDU
-Nein: SVP, FDP

Reform der Altersvorsorge 2020:
Beteiligung: 46,7%

Ja: 1186'079 (47,3%)

Nein: 1'320°830 (52,7%)

Parolen:
-Ja: SP, Grune, CVP, GLP, EVP, BDP
-Nein: SVP, FDP, EDU, PdA ™
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 26.09.2004
MARIANNE BENTELI

Allocations pour perte de gain (APG)

Im Abstimmungskampf begriindeten die Gegner, zu denen auch die SVP-Frauen
Schweiz sowie einige rechtsburgerliche Abweichler aus der FDP gehorten, ihre
Ablehnung vor allem mit dem ordnungspolitischen Argument, dass kein weiterer Ausbau
des Sozialversicherungssystems mehr erfolgen dirfe. Sie machten geltend, die
Geburtskosten seien durch das KVG abgedeckt, weshalb der Uber 50-jahrige
Verfassungsauftrag zum Mutterschutz erfullt sei. Kinder seien zudem eine Privatsache;
ihre Polemik gegen die Gesetzesdnderung gipfelte denn auch im Begriff der
~Staatskinder™, die es zu verhindern gelte. Zudem bemangelten sie, dass lediglich
erwerbstéatige Matter in den Genuss von Leistungen kdmen. Letztere Begrindung war
besonders bemerkenswert, da die gleichen Gegner 1999 die Vorlage einer
Mutterschaftsversicherung gerade deshalb bekdmpft hatten, weil auch die
nichterwerbstéatigen Mutter einbezogen werden sollten. Die Beflrworter, mit Ausnahme
der SD und der Lega alle anderen Parteien, machten fur ihre Unterstitzung den nie
eingeldsten Verfassungsauftrag von 1945 geltend sowie Anliegen der Familien- und der
Gleichstellungspolitik. Sie unterstrichen, dass es sich eben gerade nicht um eine neue
Sozialversicherung handle, sondern um die Ausdehnung der bestehenden EO, an
welche die erwerbstatigen Frauen seit jeher Lohnbeitrage bezahlen, in den allermeisten
Fallen ohne je Leistungen daraus zu beziehen. Die Beflrworter erhielten prominente
Unterstltzung von den drei friiheren Bundesratinnen Dreifuss (sp), Kopp (fdp) und
Metzler (cvp), denen sich Uber 60 ehemalige Parlamentarierinnen anschlossen.

Uneinheitlich war die Haltung der Wirtschaft, die finf Jahre zuvor massiv zum Scheitern
einer Mutterschaftsversicherung beigetragen hatte. Der Arbeitgeberverband
anerkannte zwar, dass unter dem Strich die Wirtschaft eher entlastet wirde, angesichts
der starken ordnungspolitischen Opposition in seinen Reihen beschloss er aber
Stimmfreigabe. Economiesuisse war mehrheitlich ablehnend eingestellt, wollte sich
aber nicht exponieren und gab die Stimme ebenfalls frei. Der Vorstand des
Gewerbeverbandes, dessen Direktor, Pierre Triponez (fdp, BE), zusammen mit Frauen
aus den anderen Bundesratsparteien die nun vorliegende Losung initiiert hatte, stellte
sich klar hinter die Vorlage, konnte aber nicht die ganze Basis um sich scharen.

In der Volksabstimmung vom 26. September wurde die Gesetzesédnderung mit 55,5%
Ja-Stimmen klar angenommen. Am deutlichsten stimmten die Westschweizer Kantone
Waadt (81,1% Ja), Jura (79,6%), Genf (79,5%) und Neuenburg (74,7%) sowie das Tessin
(66,7%) zu, am schwéchsten der Kanton Appenzell Innerrhoden (26,9%), gefolgt von
Schwyz (32,3%) und Glarus (34,2%). Von den 17 Stddten mit mehr als 30'000
Einwohnern lehnte einzig Schaffhausen den bezahlten Mutterschaftsurlaub ab, ein
deutliches Zeichen, dass im urbanen Milieu heute die Berufstatigkeit der Frauen eine
Selbstversténdlichkeit ist, welche auch die Einstellung zur Frage des Erwerbsersatzes
gepragt hat.

Die Gesetzesanderung wird Mitte 2005 in Kraft treten und stellt grosszlgigere
Regelungen wie etwa im Kanton Genf nicht in Frage.

Abstimmung vom 26. September 2004

Beteiligung: 53,8%
Ja: 1'417'159 (65,5%)
Nein: 1'138'5680 (44,5%)

Parolen:

- Ja: FDP, CVP, SP, GP, LPS, CSP, EVP, EDU, PdA; SGB, Travail.Suisse, KV Schweiz; SGV,
Gastrosuisse

- Nein: SVP (2*), SD, Lega

- Stimmenthaltung: Economiesuisse, SAGV

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 26.04.2017
SOPHIE GUIGNARD

Assurance-maladie

Einen Tag bevor der Stdnderat die Bundesratsvorlage zur Anpassung der Franchisen an
die Kostenentwicklung behandelte, hatte die SP bereits verkiindet, dass man, falls
notig, das Referendum gegen das Gesetz ergreifen werde. Die Franchisenerhéhung sei
inakzeptabel, treffe mit den chronisch Kranken und alteren Menschen die Schwéchsten
am starksten und sei deshalb ein Angriff auf die Solidaritat, hatte Barbara Gysi (sp, SG)
erklart.

Von dieser Referendumsdrohung liess sich der Standerat aber tags darauf in der
Frihjahrssession 2019 nicht beeindrucken. Den Minderheitsantrag Stockli (sp, BE) auf
Nichteintreten lehnte er mit 28 zu 13 Stimmen ab und nahm die Vorlage in der Folge
nach einer Prazisierung bezlglich der Bruttokosten in der Gesamtabstimmung mit 26 zu
13 Stimmen (2 Enthaltungen) an. Noch in derselben Session akzeptierte der Nationalrat
die Anderungen stillschweigend, sodass die beiden Rate gut eine Woche spater zur
Schlussabstimmung schreiten konnten.

In der Zwischenzeit hatte sich jedoch die Ausgangslage verandert: Zwei Tage vor der
Schlussabstimmung hatte SVP-Fraktionschef Aeschi (svp, ZG) erklért, die SVP-Fraktion
werde die Vorlage ablehnen. Man wolle nicht einseitig die Pramienzahlenden belasten,
stattdessen musse ein Gesamtpaket geschaffen werden, in dem auch die anderen
Akteure wie Krankenkassen oder Arztinnen und Arzte ihren Beitrag leisten sollten,
erklarte er. In der Ratsdebatte ergénzte Leo Mdller (cvp, LU), auch die CVP unterstitze
dieses Projekt nicht und werde sich der Stimme enthalten, zumal sie sich von Anfang an
fur eine umfassende - und keine einseitig die Patientinnen und Patienten belastende -
Revision ausgesprochen habe. Dies fluhrte bei den anderen burgerlichen Parteien zu
Unverstandnis. Lorenz Hess (bdp, BE) nervte sich, dass die Ausgangslage nun plétzlich
anders sei, obwohl sich inhaltlich nichts verdndert hatte. Sowohl SVP als auch CVP
hatten die Vorlage in der Wintersession 2018 noch geschlossen beflirwortet. Beat Walti
(fdp, ZH) sprach von einem «parlamentarischeln] Trauerspiel» und von einem
«durchschaubareln] und unglaubwirdigeln] Mandver». Roger Nordmann (sp, VD) warf
der SVP vor, vor den eidgendssischen Wahlen das Referendum der SP gegen das Gesetz
und die Debatte zur Franchisenerhdéhung verhindern zu wollen, und Balthasar Glattli
(gp, ZH) warf ein, dass es bereits «wahlkdmpfelet», und lobte ironisch die «Pirouetten»,
die die SVP drehe. Dem widersprach Thomas Aeschi heftig. Das verfehlte
Gesundheitssystem sei von der SP entworfen worden und unter der Federfihrung der
damaligen SP-Bundesratin Ruth Dreifuss unter Jubel der FDP und CVP entstanden. Nur
die SVP habe damals schon prophezeit, was passieren werde - und habe Recht
behalten. Die SVP werde nicht Hand bieten fur den Versuch, das verrottete System
durch ein paar «Pflasterli» zu heilen.

Und so kam es, wie die Vertreterinnen und Vertreter der FDP und der BDP beflirchtet
hatten: Mit 101 zu 63 Stimmen lehnte eine Allianz aus SP- und Grinen-Fraktion, einer
Mehrheit der SVP-Fraktion sowie einzelnen Mitgliedern der CVP-Fraktion - der
Grossteil der CVP-Fraktion enthielt sich wie angekindigt der Stimme - die Anpassung
der Franchisen an die Kostenentwicklung ab und versenkte die Vorlage. Dass der
Standerat - und mit ihm alle funf SVP-Stéanderate - die Vorlage mit 27 zu 14 Stimmen
annahm, war somit gegenstandslos. Auch die Medien werteten den
Meinungsumschwung bei der SVP und der CVP - &hnlich wie zuvor die
Parlamentarierinnen und  Parlamentarier - als «wahltaktisches Mandver»
(Tagesanzeiger). ®

Groupes sociaux
Politique a I'égard des étrangers

Un comité hétéroclite, chapeauté par le constitutionnaliste Andreas Auer, financé entre
autres par le milliardaire Hansjorg Wyss et I'avocat d'affaires et professeur Peter Nobel,
comptant parmi ses membres I'ancienne présidente de la Confédération Micheline
Calmy-Rey, l'auteur marxiste Beat Ringger, l'ancien président du Tribunal fédéral
Giusep Nay, l'artiste Pipilotti Rist, le clown Dimitri, des chefs et cheffes d'entreprises,
médecins, étudiantes et étudiants, la Fédération des entreprises romandes et le
syndicat des services publics, a réuni en octobre 2015 plus de 100'000 signatures. Une
organisation de récolte qualifiée par beaucoup comme professionnelle, qui a pour but
de proposer une issue au vote sur l'initiative "contre I'immigration de masse". Cette
nouvelle initiative a été baptisée RASA, pour Raus Aus der SAckgasse, Sortons de
I'impasse ou Fuori dal vicolo cieco.

L'initiative exige d'abroger les art. 121a et 197, ch. 11 de la Constitution, pour revenir a la
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CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 15.05.2004
MARIANNE BENTELI

situation telle qu'elle était avant la votation du 9 février 2014. Selon le comité de RASA,
I'initiative permettrait de sauvegarder les accords bilatéraux avec I'UE, qui pourraient
étre menacés par la mise en ceuvre du vote du 9 février. Le Conseil fédéral a édité le 26
avril 2017 un message recommandant le rejet de l'initiative, sans formuler de contre-
projet. Selon le gouvernement, I'initiative RASA aurait pour conséquence d'annuler le
mandat de gestion de I'immigration et d'instauration d'une préférence nationale, que
visait I'initiative "contre I'immigration de masse". De plus, la mise en ceuvre comme
décidée par le Parlement en décembre 2016 permet déja de préserver les bilatérales et
tout particulierement I'ALCP. La procédure de consultation de deux contre-projets
alternatifs a montré qu'aucun ne remportait de succes; pour cette raison, le CF y a
renonce.

Premier conseil a se prononcer, le National a été le théatre d'un débat de plus de cinqg
heures. La question de la démocratie y a été centrale, pour I'UDC comme pour les
socialistes, il n'est pas acceptable de revenir sur une décision populaire,
respectivement sur le travail du Parlement. C'était I'argument principal du groupe
agrarien, qui a profité du débat pour redire son mécontentement quant & la loi
d'application de l'initiative de 2014. Le parti socialiste s'est lui retrouvé face a un
dilemme, dire non a l'initiative, c'est refuser de refuser un article de loi que ses
membres dénoncent fondamentalement. Des lors, I'abstention est le seul recours. Pour
le PLR et le PDC, suite a la loi d'application, il n'y a plus d'impasse, et donc pas de
raison de voter pour I'initiative. C'est ainsi que RASA a été refusée par 125 voix contre
17, avec 50 abstentions. Les 17 voix pour proviennent du groupe Vert'libéral, d'une
partie du PBD et de quelques rose-verts. Trois contre-projets ont été proposés: I'UDC
souhaitait une annulation des accords de libre-circulation sous un an et I'interdiction
de conclure ou de modifier un traité international allant & I'encontre de I'article sur la
gestion de I'immigration. Au contraire, le groupe rose-vert souhaitait un article de loi
spécifiant que la Suisse doit gérer son immigration dans le cadre de ses obligations
internationales. Le PBD et le PVL, eux, voulaient avant tout que la Confédération prenne
en compte les intéréts globaux du pays, sans préciser de quelconques mesures
d'accompagnement ou outils pour privilégier la main-d'ceuvre indigéne. Ces trois
contre-projets ont été balayés.

Aux Etats, I'avis majoritaire était que I'initiative RASA était irréaliste et ajoutait de la
confusion & un débat déja complexe. L'un des seuls a la défendre, le Vert Robert
Cramer (pes, GE) a tenu a attirer I'attention de ses collégues sur les dangers de
s'habituer au non-respect de la Charte fondamentale en ne s'opposant pas aux
décisions qui la mettent en danger. Sans succes, puisque 34 voix contre 6 ont rejeté
I'initiative. Une minorité Caroni (plr, AG) a proposé un contre-projet, qui annulait la
renégociation des traités contraires a la gestion de I'immigration, Ilui préférant la
consigne de garder cette gestion en téte lors de la négociation de traités futurs. De
nouveau, la chambre des cantons a exprimé un refus, par 29 voix contre 14.

Moins d'une semaine apres ce débat, le 13 décembre 2017, le comité d'initiative a
annonceé par communiqué son retrait.

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises
Eglises et questions religieuses

Der Schweizerische Israelitische Gemeindebund (SIG) konnte sein hundertjahriges
Bestehen begehen. An den Feierlichkeiten war die Landesregierung durch Bundesrat
Couchepin vertreten. Ruth Dreifuss, die erste jlidische Bundesratin der Schweiz,
wurde bei dieser Gelegenheit ins Goldene Buch des SIG aufgenommen. %
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DEBAT PUBLIC
DATE: 25.01.2014
MARLENE GERBER

DEBAT PUBLIC
DATE: 23.08.2017
ANJA HEIDELBERGER

Médias
Presse

Zu Beginn des Jahres 2014 vereinigte sich die Westschweizer Prominenz, darunter die
ehemaligen Bundesrate Micheline Calmy-Rey und Pascal Couchepin zum "Cercle des
amis du Temps", mit dem Ziel, einen passenden Kaufer fir die Westschweizer
Tageszeitung zu finden, um deren Fortbestand zu sichern. Ende des vorangegangenen
Jahres hatten Ringier und Tamedia bekannt gegeben, ihre Aktien von .Le Temps™
verkaufen zu wollen. Die bis dahin bereits Uber 700 Mitglieder zéhlende Gruppierung
unter der Leitung des ehemaligen Staatssekretdrs Charles Kleiber und des Genfer alt-
Staatsrats Olivier Vodoz reichte Ende Marz bei den amtierenden Besitzern des
Traditionsblattes ein Angebot zum Kauf der Zeitung ein. Diese gingen jedoch nicht auf
das Angebot ein; Ringier entschloss sich zur Ubernahme der Aktienanteile von Tamedia
(46,25%), womit das Verlagshaus neu Uber 92,5% der Aktien verfligt. Ein Verstoss gegen
das Kartellgesetz liege damit nicht vor, gab die WEKO im Spatsommer bekannt. Die
Ubernahme durch Ringier verlauft fiir die (berregionale Tageszeitung nicht ohne
Konsequenzen: Die Redaktion zieht von Genf nach Lausanne, wo sie zusammen mit den
sich bereits in Ringiers Besitz befindenden Magazinen "L'Hebdo" und "Edelweiss" in
einem sogenannten Newsroom untergebracht wird, um Synergien in Servicebereichen
besser zu nutzen. Die Aussage Ringiers, die Autonomie der drei Redaktionen werde
damit nicht angetastet, Uberzeugte die Freunde von "Le Temps" nicht. Sie zeigten sich
um Qualitat und Unabhangigkeit der Zeitung besorgt und ausserten ihre Bereitschaft zu
erneuten Verhandlungen um eine Minderheitsbeteiligung. Erste, erfolglose
Verhandlungen hatten bereits im Frihjahr, kurz nach Ringiers Bekanntgabe der
Ubernahme, stattgefunden. Nicht zufrieden mit den Restrukturierungen zeigte sich
auch der Chefredaktor von "Le Temps", Pierre Veya, der sein Amt Ende Marz 2015
niederlegen wird. Auf ihn folgt Stéphane Benoit-Godet, aktueller Chefredakteur beim

Wirtschaftsmagazin "Bilan". ”!

Bei der Tamedia kam es 2017 zu grossen Verdnderungen. Besonders pragend fur die
schweizerische Medienlandschaft und geradezu ein Paukenschlag, wie es das St. Galler
Tagblatt ausdriickte, war die Ankindigung der Tamedia im August, ab 2018 die gesamte
Mantelberichterstattung zusammenlegen zu wollen. Betroffen von diesem Entscheid
sind zwolf Tages- und zwei Sonntagszeitungen der Tamedia in der Deutschschweiz und
in der Romandie. Die Redaktion soll dabei in zwei Kompetenzzentren an drei
Standorten in Zurich, Bern und Lausanne stationiert sein. Zentral produziert werden in
Zukunft die Inland-, Ausland-, Wirtschafts- und Sportberichterstattung und
vereinheitlicht wird auch die optische Gestaltung der Tageszeitungen. In der
Deutschschweiz werden auch das Layout, die Bildredaktion und das Korrektorat
zusammengelegt. Dies soll es gemass Christoph Zimmer, Sprecher von Tamedia, dem
Unternehmen erlauben, ,in die digitale Publizistik zu investieren™.

Obwohl Tamedia versicherte, dass man damit kein direktes Sparziel verfolge, zeigten
sich Gewerkschaften, Mitarbeitende und die Presselandschaft besorgt bezlglich eines
schleichenden Stellenabbaus. Kritisiert wurde diesbezlglich vor allem die von der
Tamedia verfolgte ,Salamitaktik™, wie das Vorgehen mehrfach beschrieben wurde. Auch
wenn es vorerst nicht zu Entlassungen kame, gehe man doch davon aus, dass zahlreiche
Stellen in Zukunft nicht mehr besetzt wirden. Zudem waren mehrfach Spekulationen zu
lesen, wonach in Bern eine weitere Konzentration erfolgen werde und entweder Bund
oder Berner Zeitung eingestellt wurden. Diesbezuglich beruhigte Tamedia-
Verwaltungsratsprasident Pietro Supino die Gemuter kaum, als er verlauten liess, dass
vorerst beide Zeitungen weitergefiihrt wirden, aber man nicht wisse, was in finf
Jahren sei.

Auch bezuglich der Medienqualitat und -vielfalt wurden Bedenken laut: Wiurden die
Tamedia-Zeitungen in Zukunft nur noch einen ,Einheitsbrei® abdrucken? Diesbezlglich
versicherten die Chefredaktoren der jeweiligen Zeitungen, dass sich Letztere auch
zukUnftig noch unterscheiden wirden. Im Raum Bern wirde sich zum Beispiel die BZ
stérker auf Lokal- und Sportberichterstattung konzentrieren, wéhrend der Bund einen
umfangreicheren Mantelteil einbinden wirde. Somit kénne der Autonomieverlust der
Uberregionalen Ebene auf regionaler Ebene kompensiert werden. Dies Uberzeugte die
Medien jedoch kaum: Sie betonten, dass die Redaktionen zwar durchaus eigene Artikel
verfassen konnten, dadurch aber die Synergieeffekte weniger stark wirken wirden und
ihre Kosten entsprechend stiegen. Daher wurde bezweifelt, dass sie sich eine
umfassende Eigenstandigkeit wirklich leisten kénnten und wurden. Medienprofessor
Ottfried Jarren erklérte, dass ein Verlust an Eigenstandigkeit immer auch zu einer
Einschrankung des Spektrums der Reflexion im demokratischen Prozess fihre.
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PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 25.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Bezlglich der Folgen des Zusammenschlusses fur die Qualitdt waren jedoch auch
positive Stimmen zu vernehmen. So kdénne durch Kooperationen die Qualitat der
Angebote erhdht werden, falls die Redaktionen gentigend Ressourcen erhielten, wurde
vielerorts betont. Durch die Konzentration der Krafte entstinden eine hohere
Dossierkompetenz und mehr Kapazitaten fur die Recherche. Schliesslich sichere man
mit dieser Entscheidung die wirtschaftliche Eigenstandigkeit und journalistische
Unabhéngigkeit der Zeitungen und erhalte zudem deren unabhéangigen politischen
Ausrichtungen.

Besonders stark traf diese Anderung die Presselandschaft von Genf. Die Tribune de
Genéve wird in Zukunft in Lausanne produziert, ihre Mitarbeitenden werden zukinftig
in Lausanne arbeiten. Die Tribune de Geneve sei ein Symbol der Stadt Genf und werde
nun zur Tribune de Lausanne, war mehrfach zu lesen. Lausanne sei ,romande”, aber
Genf sei wegen seiner internationalen Organisationen ,un carrefour des mondes”, ein
Kreuzungspunkt der verschiedenen Welten, erklarte ein Journalist der Tribune de
Geneve. Auch Alt-Bundesratin Micheline Calmy-Rey bedauerte die Entscheidung der
Tamedia zutiefst: ,C’est pratiquement comme si La Tribune de Genéve ne sera plus
située a Geneve™.

In der Folge boykottierten die Redaktionen der Tribune de Geneve und der BZ den
Tamedia-Verwaltungsratsprasidenten  Pietro  Supino, als er Vortréage zum
Qualitatsmonitoring halten wollte. Da sich die BZ-Redaktion im
Umstrukturierungsprozess .weder ernst- noch wahrgenommen™ fihle, sei dies ein
schlechter Zeitpunkt fir den entsprechenden Vortrag, hérte man aus Bern. Die
Mitarbeitenden der Tamedia-Zeitungen aus der Romandie trugen ihre Anliegen auch
auf die Strasse. In einer Kundgebung betonten sie, dass Tamedia die einheimischen
Medien zerstore, Genf seine Stimme entziehe und allgemein die Zukunft der Presse
gefahrdet sei. Auch der Berner Regierungsrat wollte diese Verdnderungen nicht
unkommentiert lassen und lud daher den Verwaltungsrat der Tamedia zu einer
Aussprache ein. Ende Dezember traf sich zudem eine Delegation der Tamedia-
Redaktionen der Romandie mit dem Verwaltungsrat der Tamedia in Zlrich und forderte
die Fortfuhrung der Papierversion von Le Matin - Gerlchten zufolge sollte diese
eingestellt werden -, ein zweijahriges Entlassungsmoratorium sowie die Herabsetzung
der Anforderungen an die Rentabilitdt der Zeitungen. Das Ergebnis dieser
Besprechungen sei jedoch enttduschend, liess die Delegation verlauten. ??

Partis, associations et groupes d'intérét

Partis
Grands partis

Am Parteitag in Naters bei Brig (VS) forderte der ehemalige SP-Prasident Peter
Bodenmann bei seinem ersten Auftritt an einer nationalen SP-Versammlung seit seinem
Rucktritt vor sieben Jahren eine mutigere Europa-Politik. Nach eingehender Debatte
verabschiedeten die Delegierten ein Positionspapier, das den Bundesrat auffordert,
nach der Inkraftsetzung der Bilateralen Il noch in der laufenden Legislaturperiode
Beitrittsverhandlungen mit der EU aufzunehmen; die konkreten Vor- und Nachteile
einer EU-Mitgliedschaft kéonnten erst nach Abschluss der Verhandlungen beurteilt
werden. In einem Thesenpapier .Umverteilung und Gleichstellung™ billigten die
Sozialdemokraten eine Reihe von Vorschlagen, die von einer Steuerreform Uber die
Entlastung von Familien, der effektiven Gleichstellung zwischen Mann und Frau bis hin
zur Strukturreform der Altersvorsorge sowie zu Massnahmen gegen die Armut reichten.
Fur die Abstimmung vom November gaben die Delegierten mit 297:87 Stimmen die
Nein-Parole zur NFA heraus; es Uberwogen die Warnungen vor der Gefahr des
Sozialabbaus bei den Behindertenheimen, sollte sich der Bund bei deren Finanzierung
zuruckziehen. Diskussionslos stimmte die SP der neuen Finanzordnung zu. Auch beim
Stammzellenforschungsgesetz setzten sich die Beflrworter mit 246:101 Stimmen durch;
die Geschaftsleitung hatte aus Respekt gegenlber persénlichen ethischen
Werthaltungen fur Stimmfreigabe pladiert, doch zeigte der Appell an die Verantwortung
der Politik von Alt-Bundesratin Ruth Dreifuss, in deren Amtszeit die Vorlage erarbeitet
worden war, Wirkung. %
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ELECTION PAR L'ASSEMBLEE FEDERALE
DATE: 14.12.2011
MARC BUHLMANN

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 09.09.2013
MARC BUHLMANN

AUTRE
DATE: 23.04.2014
MARC BUHLMANN

Ein weiteres wichtiges Ziel der SVP wurde im Wahljahr ebenfalls verpasst: Der Partei
blieb ein zweiter Bundesratssitz, auf den sie aus einer arithmetisch begrindeten
Konkordanz Anspruch erhob, bei den Bundesratswahlen verwehrt. Dies war auf
unterschiedliche Grinde zurtckzufihren. Erstens nahm ihre Niederlage bei den
National- und Standeratswahlen der SVP einigen Wind aus den Segeln. Zweitens machte
die Partei bei der Auswahl ihrer Bundesratsanwarter eine Uberaus schlechte Figur. Sie
brauchte sehr lange, bis sie endlich ein Zweierticket bestehend aus Jean-Francois Rime
(FR) und Bruno Zuppiger (ZH) bekannt gab. Zuvor war lange geréatselt worden, ob die
Volkspartei ein politisches Schwergewicht (Amstutz, Baader, Brunner, Eberle, Spuhler)
auf den Schild heben wirde. Als unprofessionell wurde die Kandididatenktr dann
schliesslich nicht nur aufgrund der langen Vorlaufzeit bezeichnet, sondern auch weil
Zuppiger aufgrund eines Vorwurfs, bei einer Erbschaft unrechtmassig Geld abgezweigt
zu haben, seine Kandidatur zurlickziehen musste. Anscheinend hatte die SVP-Spitze
davon gewusst, aber trotzdem an Zuppiger festgehalten. In einer Nacht- und
Nebelaktion wurde Hansjorg Walter flir Zuppiger nachnominiert. Der Partei wurde
vorgeworfen, es versdumt zu haben, die noétigen Kandidaten fur den eindringlich
geforderten zweiten Bunderatssitz aufzubauen. Drittens erwies sich bei den
Bundesratswahlen ein Umstand als zentral, der sich auch bei kantonalen
Regierungswahlen und bei den Stédnderatswahlen deutlich gezeigt hatte: Die
Oppositionspartei hat keine verlasslichen Partner mehr. Fur ihren Kandidaten stimmte
ausser beim Angriff auf den Sitz von Bundesratin Widmer-Schlumpf praktisch nur die
geschlossene SVP-Fraktion. Bei der Wahl der BDP-Bundesratin erhielt Rime 41 Stimmen
und Walter, der schon vor den Wahlen angekindigte hatte, nur fur dieses Mandver zur
Verflgung zu stehen, 63 Stimmen. Bei der Bestatigung des Sitzes von Didier Burkhalter
erhielt Jean-Francois Rime 24 Stimmen, bei Simonetta Sommaruga 61 Stimmen, bei
Johann Schneider-Ammann 64 Stimmen. Bei der Ersatzwahl fur Micheline Calmy-Rey
entfielen noch 59 Voten auf den SVP-Kandidaten.

Die SP feierte im Berichtjahr ihr 125-jahriges Bestehen. Die ersten kantonalen
sozialdemokratischen Parteien waren bereits um 1850 gegriindet worden, 1888 wurde
die Landespartei aus der Taufe gehoben. Nach dem Aufruf zum Generalstreik 1918, dem
Erfolg mit der Proporzinitiative 1919 und der Abspaltung der Kommunistischen Partei
1921 wurde die SP stérkste Fraktion im Nationalrat und erhielt 1943 erstmals einen
Bundesratssitz, der von Ernst Nobs besetzt wurde. Nach einer kurzen Phase der
Opposition von 1953 bis 1959 erlangte die SP die bis heute anhaltende Doppelbesetzung
in der Regierung. Mit einem Fest Ende August in Bern begingen die Genossen das
Jubildum. Zahlreiche frihere und aktuelle Parteigréssen wie Ruth Dreifuss, Moritz
Leuenberger, Helmut Hubacher oder die amtierenden Bundesrdte Simonetta
Sommaruga und Alain Berset feierten den Geburtstag der Sozialdemokratischen Partei.
In einer Wirdigung der NZZ war von drei Phasen die Rede: Die ersten 50 Jahre rang die
SP um politischen Einfluss, in den zweiten 50 Jahren wurde dank der Sozialdemokraten
der Sozialstaat ausgebaut und die letzten 25 Jahre hatten der Partei der Verteidigung
der sozialstaatlichen Errungenschaften gedient. Mit einem opulenten Bildband wurde
das Jubildum abgerundet.

Eine private Reise einiger SVP-Parlamentarier in den Iran wurde in den Medien als
Krawatten-Debakel breitgewalzt. In die Schlagzeilen geriet insbesondere Vize-
Prasident Luzi Stamm (AG), der bei einem Treffen mit iranischen Politikern die
Sanktionen gegen den Iran kritisierte und es damit gar in die ,Teheran Times" schaffte.
Zu reden gab die von Ulrich Schller (ZH) organisierte Reise auch deshalb, weil sich
neben Stamm auch die amtierenden Nationalrdte Lukas Reimann (SG), Jean-Francois
Rime (FR), Yves Nidegger (GE) und der ehemalige Nationalrat Dominique Baettig (JU)
zusammen mit iranischen Politikern ablichten liessen. Medial erértert wurde einerseits
der Umstand, dass sich die SVP ansonsten bei der Aussenpolitik strikte Neutralitat auf
die Fahnen schreibt, hier aber SVPler als Reprasentanten der Schweiz aufgetreten
waren. Andererseits galt der Kleidung, mit denen die SVP-Politiker den iranischen
Politikern gegenlbertraten, erhdhte Aufmerksamkeit. Insbesondere das Fehlen einer
Krawatte wurde als "Blckling" gegenlber dem Iran bezeichnet. Der Schlips gilt dort als
christlich-judisches Zeichen westlicher Dekadenz. Der Fall der SVP-Politiker wurde mit
dem Auftritt der ehemaligen Bundesratin Calmy-Rey verglichen, die 2008 mit einem
Kopftuch bei einem offiziellen Besuch im Iran aufgetreten war. Weil die SVP, allen voran
Lukas Reimann (SG), die Reise der Aussenministerin damals als ,Riesenkatastrophe™
bezeichnet hatte, jetzt aber das Ablegen der Krawatte als Anpassung an die
Gepflogenheiten eines Landes rechtfertigten, gab es in der Presse einiges an Hame.
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Kritik am ungeschickten Auftritt wurde aber auch parteiintern gedussert. %

Die Afféare Hildebrand nahm 2014 ihren Fortgang. Christoph Blocher steht unter
Verdacht der Gehilfenschaft zur Verletzung des Bankgeheimnisses, weil er ihm
anvertraute Bankdaten des ehemaligen Nationalbankchefs Philipp Hildebrand an die
"Weltwoche" weitergegeben haben soll. 2013 hatte Blocher beim Bundesgericht
Beschwerde eingereicht und geltend gemacht, dass die bei ihm bei einer 2012
durchgefiuhrten Hausdurchsuchung beschlagnahmte Korrespondenz zwischen ihm und
der "Weltwoche" dem Quellenschutz fir Journalisten unterstellt sei und entsprechend
nicht verwendet werden dirfe. Das Bundesgericht hiess die Beschwerde gut und
argumentierte, dass die Medien ein Wachteramt inne hatten und Informanten die
Gewahr haben mussten, nicht 6ffentlich genannt zu werden, wenn Missstéande in Staat
und Gesellschaft aufgezeigt werden sollen. Mit seiner Klage gegen Hildebrand wegen
Verletzung der Geheimhaltungspflicht blitzte Blocher bei der Bundesanwaltschaft
allerdings ab. Blocher hatte geklagt, weil Hildebrand den Medien verraten habe, dass er,
Christoph Blocher, die Informationen an die damalige Bundesprasidentin Micheline
Calmy-Rey weitergegeben habe.
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